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1.      Zusammenfassungundwertung
Der republikanische Gouvemeu von Arkansas, Asa Hutchinson, plant die RekoTdzahl von acht
HäftlingenbinnenzehnTagenhinzurichten.

DieExekutionensollenanvierTeminenimAprfldiesesJahTesstatriden.Esistgeplanti.eweils
zwei Hinrichtungen an einem Tag duchzuführen. Damjt will der im Dezember 2014 neu ins Amt
gewählte Gouvemeu ein zwölfiähriges Moratorium beenden.

Eeerikurin=ie:ebr:set:hint#ukf-gr-üd=frdtrqgg¥#ti#oe¥aoe?#:iu:::i=rd:ä|!ä:äenMkm
Medikamente  zu üefem, erweist sich deren Beschaffung zunehmend schrieriger, Die n\m an
de.n Tag gelegte Eile bel den geplanten Hinrichtungen führen NROs ad den bevorstehenden
Abkuf der Haltbarkeitsdaten noch vorrätiger Medikamente zuiüd(, die zu Exekution notwendig
§ind.

Erhöhte MedienaufmeTksamkeit so`rie die zunehmende Kritik an Hinridhtungen schTecken
einschlägige Untemehmen ab, al§ Lieferanten von Medjkamenten aufzutretcri, die für staadidhe
Hinricht`ipgenindenUSAverwendetweTdenkönnen.EuopäisdeAnbieterlehntendie
Lieferungen bereits in der Vergangenheit Öffentlich ab. Mehrere Studien zeigerL dass vor allem
die Paniien b ei Hinrichtungen in der jüngsten VerBangehheit bei vielen Amerikanern dazu
geführt haben, der Todes§trafe kritischer gegenüberzutreten,

Selbst aus dem Bundesstaat mit den meisten Exekutionen buckt man kritisch auf dje Pläne des
Gouvemeur§: Texas hatte zu]etzt im Jahr 1997 acht Menschen „in 'einem Zug" hiiigerichtet und
daffir einen Monat benötigt. Angesichts dessen bleibt die praktische UmsetzbaTkeit der 10-Tages-
Pläne in Arkansas fraglich und ethisch hochumstitteEL.

11.     Handlungsempfehlungen
- entfä]lt -
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111.    Im Einzelnen

Nad Wiedereinfühning der Todesstrafe in Arkansas im Jahr 1973 ist mit der Vollziehung von
Todesurteflen 1990 begomen worden. Seitdem wiirden 26 Männer und eine Frau hingerichtet.
Die bislang letzte Hinrichtung fand am 2S. November 200S statt. Während der Amtszeit des
demokratischen Gouverneurs Mike Beebe von 2007 bis 2015 fanden keine Hinrichtungen statt.
Dies wtirde mit Schurierigkeiten bei der Beschaff`mg der zu Tötung notwendigen. Medikamente
und mit rechtüchen Schwierigkeiten begTündet.

Nach einer Ankündigung des neuen, republikanischen Gouvemeus Asa Hutchinson vom Z7.
Februar 2017 sollen allein im Monat Aprn acht männliche Häftlinge hingerichtet werden. Das
sind 23 Prozent der insgesamt 34 Insassen mit Todesurteil im Bundesstaat Arkansas. Bei den nun
zur Hinrichtung bestimmten HäftlirLgen handelt es sich um vieT weiße und vier afro-
amerikanische Männer, die a]le in den Neunziger ]ahren wegen Mordes verurteilt worden sind.

Am längsten wartet Bruce Earl Ward init nuiimehr fast 26 Jahren in der Todeszelle. Eh Gericht
hatte den heute S 8-Jährigen wegen des Mordes an der 18-jährigen Ladenangestellten Rebecca
Doss im Jahr 1989 in Little Rock zur Höchststrafe verurteilt. Ward soll als erstcr am 17. April
zusammen mit Don Davis, der seit 1992 im Gefängni§ sitzt, hingerichtet werden. Bis zum 27.
Aprfl sollen dann sechs weitere Todeskandidaten folgen.

Die Hinrichtungen sollen jeweils an vier Terminen stattfinden. Diese Frequenz der Vollstreckung
von Todesurteilen wäre die höchste seit Wiedereinführung der Todesstrafe. Mehrere
Hinrichtungen an einem Tag in derselben Anstalt sind aud in den USA sehi umstritten. Jüngste
Versuche, zwei Exekutionen an einem Tag durchzuführen scheiterten in Oklahoma und
mussten dann schlleßlich endgültig abgesagt werdeiL

Der Ankündigung des Gouvemeus ging ein geridtliches Vorgehen gegen die geplanten
mnrichtungen voraus. Die Anwälte mehrerer „Death Row"-Kandidaten hatten am 2 5. Februar
die Tötung§prozedu ln Arkansas gerichüch ffir unzulässig erklären lassen wollen. Gleichzeitig
waiidten sich die Anwälte ari den Gouvemeu und versuchten ihn - erfolglos - zu überzeugen,
die Exelaitionen mittels Giftspritze zu überdenken. Die rechtlichen Chancen auf eine emeute
Ausetzung de§ Vollzugs stehen nicht gut. Noch am 21. Februar hatte es der US Supreme Court
abgelehnt, die Entscheiduiig eines Gerichts aus Arkansas zu überprüfen, dass den Einsatz von
GiftspritzenbeiHinrichtungeninArkansasalsrechtmäßigbestätigthatte.

Arkansas hat derzeit große Schwierigkeiten bei der Beschaffung der zu Hinrichtungen
notwendigen Medikamente. Die Haltbai.keit der noch bestehenden Vorräte ist bereits abgelaufen
bzw. di.oht demnächst abzLilauf en; so ist die HaltbaTkeit von „PQtassium Chlorid"
(Kaüumchlorid) des zur Tötung erforderlichen dreiteiligen Mixes bereits arn 1. ]anuar 2017
abgelaufen ist. Im April 2017 soll die Haltbarkeit eines weiteren Medjkaments ablaufen. Dabei
handelt es sich um ein angstlösendes und entspannendes Medikament, das am 16. Januar 2014
bei der HinrichturLg von I)ennis MCGuire eTstma]s nach dem Lieferstopp europäischer Anbieter
anstelle des sonst verwendeten Pentobarbitals als Betäubungsmittel veiabreidt wurde. Erhöhte
Medienaufmerksamkeit erhielt das Medikament duch die Hinrichtuqg von Clayton Lockett in
Oklahoma City. der ein 4 3-minütiger, qualvoller Todeskampf vorausging. Auch bei der
Hinrichtung von Joseph Rudolph Wood in Arizona im /uli 2014 dauerte es zwei Stunden, bis der
Verurteilte mch der lnjektion dieses Medikaments und einem  Schmer2mittel starb. Dennoch
wies der US Supreme Court am 29. Juni 2015 eine Klage von Todeskandidaten im Bundesstaat
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Oklahoma ab und erlaubt weiterhin den Einsatz dieser Mittel bei Hinrichtungen.

Der Bundesstaat Arkansas erhält derzeit jedoch keine Lieferungen der notwendigen
Medikamente mehr, da immer mehr Unternehmen sich weigern, die notwendigen Produkte
zum Zwecke von Hinridtungen zur Verfügung zu steuen. Ein Sprecher der Gefängnisse gab
indessenbekannt,dassmanmiterierAufnahmevonLiefcrungenrechnet,t>evordie
Exekutionen duchgeführt werden sollen. Aus welchen Beständen diese Lieferungen kommen
souen, erläuter(e er nicht.

Ein unmittelbarer Zusammenhaing zrischen den Anlündigungen des Gouvemeus von
Aikansajs und der von US-Präsident Trump angestrebten pLaw-and-OrdeT"-Politik lässt §ich
richt feststellen. Hutchinson unterstützte Trumps Kandidatur erst relativ spät und setzte sich
auch im Wählka.mpf immer wieder von ihm ab („1 do not agi.ee with everything Mr. Trump has
said nor have [ endorsed every policy he has announced,"). EntscheidendeT ist wohl die (immer
noch) große Zustimmung, die die Todesstrafe in der Bevölkerung von Arkansas findet.

_ gez                       --
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Energie-`mdKlimapolitikinMassachusetts

MA und andeTe Neuenglandstaaten bekennen sich ostentativ zum Pariser-
Kmaabkommen

1.      Zusammenfassungundwertung

Vier der sechs Neuenglandstaaten, daninter Massachusetts und Connecticut. haben sich nach
dem von Präsident Trump angekündigten Austieg der VeTeinigten Staaten aus dem Parisei.
Eaimaabkommen umgehend und in ostentativer Form klar positioniert.

Die genannten Staaten wollen den Ausstieg aus dem Pariser Abkommen nicht mittragen und
b ekennen sich unehgesdränkt zu den im Abkommen formulierten Zielen zur Reduktion der
Treibhausgasemissionen. Sie zeigen sich entschlossen. ihTen ambitiorierten.energiepolitischen
Kurs (s. Bezugsberidit) ungeachtet der Ankündigung aus Washington foitzu§ctzen und sehen
nun die Bundesstaaten, Städte, aber auch US-Untemehmen in der Verantwortung und Ln der
Pfndt, nach dem Rückzug der Trump Admini§tration in der Enertie- und Himapolitik Küs zu
halten und die eigene F'ührungsrolle sowohl national als aüch intemational noch sichtbarer zu
GeltmgzubringerL

Die überparteilide Kritik am Ausstieg aus dem Pariser Klimaabkommen bewegt sich dabei aLff
rein sadlider Ebene. Vereinzelte politische Spitzen der Zivilgesell§chaft gegen die Triimp
Administration bleiben nicht aus, jedoch sind die Regierungen der einzelnen Bundesstaatcn
bemüht. das nationale US-Interesse an der Umsetzung des Pariser Klimaabkommens in ihrer
Politik gegenüber der Trump AdministTation zu betoncn.

DieNeuenglandstaatenhabenangesichtsderjüngstenEntscheidungderTrump-RegierLipgihre
Vorreiterrolle im Bereich der Klima- und Energiepolitik unterstricheTL Bemerkenswert ist, mit
welder Deutl!chkeit sich auch die republikanischen Gouvemeue Baker (MA) und Scott (Vr)
gegen die Trump-Reaerung positionieren.

Es blal)t abzuwarten, wie die Bundesstaaten ihren GestaltungsspielTaum in der mTm- und
Energiepoljtik auch ohne oder gegen dje RegierLmg in Washington nutzen und intemational
Proffl zeigen können.

Die Absage des „Chlna-US Climate-Smait/Low-Carbon Cities Summitq, einer für diesen Soiniiier
in Boston geplanten Klimakonferenz von Städten, zeigt allerdings die Grenzen lokaler
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Möüchkeiten auf , ohne Unterstützupg der Regierung in Washington zu agieren.

Dennoch ist davon auszugehen, dass die Neuenglandstaaten ihren klimpolitischen Kurs
entschlossen fortsetzen werden.

11.     Handlungsempfehlungen

111.    Im Einzelnen

1. Reaktionen in Massachusetts

Die Reäktionen aus PolitilL Wirtschaft und der Zivilgesellschaft auf den Ausstieg aus dem
Kümaabkommen waren schnel] und eindeutig. Ohne viele Worte der I:nttäuschung über die
Entscheidung dei` Trump-Regierung zu verlieren. zeigten sich staatllche Akteure und NGO-
Vem.ei:er vor allem kämpferisch. Vereinzelte mahnende Stimmen, die Gestaltungskraft auf
regionalcr und ]okaler Ebene nicht zu überschätzen, traten dabei in den HintergTund.
Bezeichnenderweise wurde am gleichen Tag, an dem Präsident Trump den Ausstieg aus dem
Pariser Abkommen verkündete, das letzte große Kohlekraftwerk in Neuengland endgültig
geschlossen,

Der i.epublikanische Gouvemeur von Massachusetts, ChaLrlie Baker. kündigte an, Massachusetts
werde weiter darauf hjnarbeiten, die in dem Pariser Abkommen vereinbar[en Ziele zu der
Reduzierung von Treibhausgasemissionen auf LändeTebene nicht nu einzuhalten, sondem zu
übertTeffen. Noch E:nde Mai hatte Baker zusammen mit dem ebenfälls republikanischen
Gouvemeur von Vermont, Philip Scott, in einem offenen Brief an den Energieminister Rjd{
Perry die Trump-Regierung dazu aufgefordert, weiter ain Pariser Abkoznmen festzuhalterL

Am 2. Juni erklärte Baker als erster republikanischer Gouvemeu, der „United States Glimate
Alliance" beizutreten. Dabei handelt es sid uin einen von den Gouvemeuren der Staaten
Kalifomien, New York und Washington als Reaktion auf die Ankündigung Trumps gegründeten
Zusammenschlu§s von Bundesstaaten, die sich zur Umsetzung des Pairiser Abkommens
bekennen.

Der Bürgermeister Bostons, Martin Walsh. hat sich in der Sache ähnlich wenngleich im Ton
schärfer, positionierL ln einer ersten Reaktion bezeichnete er die I:ntscheidung der Truinp-
Regiervng al§ unverantwoTtlidh und kündigte aiL dass Boston sein ehrgeiziges Ziel, bis 2050
„caTbon neutral" zu sein, nun mit noch mehr Entschlossenheit weiterverfolge, Als MitgLied der
„Mayors National Climate Action Agenda*. einem stetig wachsenden Zusammenschluss von
Bürgermeistem von mehr als 257 US-Städten, die ca. 13% der amerikanischen Bevöü(erung
repräsentieren, hat auch Wdsh Präsident Trump vor seiner Ankündigung in einem offenen Brief
zu einem Festhalten an dem Pariser Abkoinmen aufgefoTdert.
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Veitreter der Wirtschaft haben sich et)enfälls klar in der Sache geäußert. Stellvertretend für viele
steht die Reaktion des Geschäftsf(lhrers von GE (General Electric), Jeff lmme]t, der ankündigte,
da§s nun die Wirtsdbaft vorangehen müsse und sich nicht von der Politik abhänrig machen
dtlrfe. Bereits im März forderte lmmelt als Reaktion auf eine „executive order" des Präsidenten,
mit der Regularien zum Triebhausgasausstoß zurüdtged].eht w`irden, dass Untemehmen von
nun an ihre eigene AUßenpolitik" betieiben sollteiL lmmelt ist Mitglied dcs von Donald Trump
eingesetztenundihnberatenden„ManufacturingCouncilsa.vondemsichderTeslaGründer
Elon Musk au Protest ad Trumps Entscheidung zuTückgezogen hat.

Robert Amstrong, Direktor der MIT Energy lnitiative, nahm die Ankündigung Tt`mps zum
Anlass daian zu erinnem dass der jüngst vorgestente Haushaltsplan tiefe I:inschnitte im B ereich
der Klimapolitik vorsehe.

2. Reaktionen in Vermont

Zusammen mit Baker nimmt Gouverneur Scott eine bemerkenswert aktive Rolle unter seinen
republikanischen Koüegen bei der mtflc der Klimapolitik der Trump-Regierung ein. In seiner
ersten Reaktion verweist Scott auf die brelte und überparteiliche Unterstütz`mg für das
Klimaabkommen und bekräftigt die Fühnmgsrolle Vermonts zusaminen mit der .Coalition of
Northeast Govemors" bei der Bekämpfung des Klimawandels.

Gouvemeu Scott erldäTte ebenfälls, dass Vemiont der ,,United States Climate Alliance® beitreten
werde. Massachusetts und Vemont sind nach hiesige[ Kenntnis bis dato die einrigen von einem
republikanischen Gouvemeu reaer[en Staaten. die ihren Beitritt erklärt haben.

3. Reaktionen iD Cotinecticut, Rhode lsland, Maine und New Hampshire

Die Reaktionen in Connecticut und Rhode lsland fielen ebenso eindeutig au§. Couvemeu
Dannel Malloy (D, CT) bezeichnete den Au§stieg aus dem Eaimaabkommen als schweren Fehle]
und kündigte an, dass Connecticut seinen Kampf gegen den Klimawandel weiter führen weTde,
wobei er das Feh]en eines starken Paitneis auf Bundesebcne bedauert, Senator Ridard
Blumenthal (D) ries darauf hin, dass der Ausstieg aus dem Klimaabkommen der WirBchaft in
Connecticutschade,dadoitwederÖlquellennochKohlebergwerkevorhandenseienund
stattdessen Wind- und Solarenergie richtige Wiztschaftszweige darstellten

Nu einen Tag nad dei Ankündjgung Präsident Trumps erkläite auch Gouvemeu Malloy den
Beitritt Connecticuts zu der „United States Climate Alliance°. Wähi.enddessen hat der Präsident
der Wesleyan Uriversity angekündigt, dje Universität werde der lnitiative des ehemaligen Ncw
Yorker Bürgermeisters Midhael BloombeTg beitreten, um im VN-Rahmen die Ziele des Pariser
Abkommcns weiterzuverfolgen.

Eine SonderTolle nimmt bislang der Bundesstaat Maine ein. Während sich die Senatoren des
Staates überparteilich kritisch zu der £ntsdeidung der Trump-Regierung geäußert haben. §teht
sowohl von Gouvemeu Paul Leplage (R) als auch von Wirtschaftsverbänden noch eine
öffentliche Stellungmhme aus. Der BÜTgermeister von Pordand kündigte jedoch an, der oMayors
NationalClimateActionAgenda"beizutieten.VonderRegierunginNewHampshiresindbisher
keineöffentlidenÄUßerungenhierzut)ekannt.

Ftedbadi:Bitted£nlienSiedaran.derANRütimeldiLnga¢BeriditimdHandlmgsempfiehlimgzugebeii.

Seite 3 von 5



Auririgq Amt DiplomatischeKorrespondenz
ID: B0ST_2017-06-08_60796

FeedbaEk:Bttted£nkeriSiedormderAVRÜILmelduT.gaufBerid\iundHan4|ungsempfiebl:iuigzugebm

Seite 4 von S



SrüdM, Diplomatische Korresp ondenz
[D: WASH_2017-06-12_48159

1.      Zusammenfassungundwertung
Die US-Verfassung sowie die 1789 beschlossenen Bm of Rights. inld. ihi.er Zusatzartikel sichem
allen Einwohnem der USA bestimmte unveräußerllche Grundrechte, wie etwa das Recht auf
„Leber) FTeiheit und das Strebcn nach Glück-, die Reliaons-, MeinLLngs-, Presse- und
PetitionsfTeiheit und eine Reihe von Abwehrrechten im Bereid de§ Justizwesens z\L Die6e
GruiLdrechte sind von jeder Person vor jedem Gericht des Bundes oder eines Bundesstaates, in
letzter lnstanz vor dem Obersten Gerichtshof, einklagbar, audh gegenüber dem staatnchen
Gesetzgebe[.
Das Meinungs- und Stimmungsbild in den USA zu fast aüen politischen und gesellschafuiden
Fragen urird oft oueh bestimmt duch Faktoren wie ethnische Zugehörigkeit, religiöse
Ausrichtung, aber auch vom Wohnort (Gegensätze Stadt/bnd, Ost-/Westküste ggtL JieaTtlmd
USA". demokTatisch/republikarisch Teglerter Bundesstaat). Die Nation ist in vielen poljtischen
Fragen geteilter Meinung.
Todesstrafe: Auch wenn die VollstTeckungszahlen seit 2010 beständig sinken. wurden im letzten
Jahr immer noch 20 Verurteilte hingerlchtet, noch immer sitzen Td. 2 ,900 Vcruiteilte im
Todestrak Und immer noch ist etwa die Hüfte der US-Bevölkerung für die Todesstiafe (Gaüup-
Institut: 49%; Pew ReseaTch Center: 60%). Polizeigewalt ist seit 2014 wieder verstärkt ein
medienpräsentes Thema. In den vergangenen zwei Jahrcn wurden bundesweit rund 1000
Personen duch Polizisten getötet, die ganz überriegende Zahl duch den legalen Einsatz
tödlicher Gewalt. Präsident Trump versucht weiteihh eine restriktive hmigrations- und
Flücht)ingspolitik umzusetzen. Die E:ntscheidung über den von ihm verkündeten Travd Ban
liegt nach anfänglichen juristisden Erfolgen seiner Gegner nunmehr beim SupzEme CouTt.
GleichgeschJechüche Ehen sind seit Mitte 2015 landesweit mögllch. Die Gleid`berechQg`iqg von

RealpolitikumzusctzendenWählkampfmottopmakeAmericagreatagainßunteTgeordnet.
Die „chccks a.nd balances" va einer unabhängigen Justiz und freier Medien funktionieren
weiterhin.
[mVN-Gefügesi:ehtderbefürchteteRüdczugderUSAvorerstnichtaufderTagesordnung.US
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VN-Botschafterin Haley hat anl. Eröffnung der 35. Sitzung des MRR ein klares Bekenntnis der
USA zu MR und MRR abgegeben. zugleich aber deutlid Kritikpurkte und daraus abgeleiteten
Reformbedarf formullerL

11.     Handlungsempfehlungen

ohne

111.    Im Einzelnen

vgl. Anlage
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lm Ein¢elnen

1. Töde5strafe

Die jahrelange Arbelt der Gegner der Todesstrafe ln den USA ist erfolgreich: Sinkende Vollstreckung5-

und Verurteilungszahlen, die Abschaffung der Todesstrafe  in  mlttlen^/eiLe  19  Bundesstaaten ur`d dle

auch  auf Grund  des  eriolgreichen  EU-Exportverbots für Wirkstoffe für die  Gftspritze  bestehenden

Lieferengpässe   deuten   ln   die   richtige   Richtung.   Dem   stehen   alk:rdings   Elnzeffim=   ml5sglückter

Hinrichtungen mit nicht erprobten Wirkstoffen sowie die Rückkehr zu afternath/en Hinrichtungsarten

gegenüber. Die Jlinrichtungswelle" im  Bundesstaat Arkansas im April dJ.  hat \^/eltwen für Aufsehen
und   Entrüstung  gesorgt.  Vler  der  geplanten  acht  Exekutlonen  wurden  von  Gerichten  gestoppt.

Volksabstlmmungen  dle Todesstrafe   wefterhln  bestehen.  In  Nebraska wurde fflr elrie  ln[tlatlve  zur

Wledereinführuhg der erst  2015  abgeschafften Todesstrafe gestimmt.  [n Texas wurden  ztJm  ersten

Mal seft 1996 wenlger als zehn Hlnrlclitungen vollzogen, und ln oklahoma wurde zum ersten Mal seit

1994  nlemand  hingerichtet.  Auf  diese  beiden  Bundesstaaten  entfallen  45%  der  ln  den  USA  im

Zeltraum der Jahre 1976-2016 vollstreckten Todesurteile.

Gegner der Todesstrafe berufen sich häufig auf den 8. Verfassungssatz, dem Verbot grausamer und

ungewöhnlicher Bestrafungen.  Klagen auf dieser Grundlage slnd  in jüngster Zeit jedoch alle erfolglos

geblieben,  Wenn  dle  Verfassungsmäßlgkelt  der Todesstrafe  festgestellt  worden  lst,  muss .es  auch
elnen  weg  geben,  diese  zu  vollstrecken,  so  Tenor  u.a.  auch  des  suyeme  couri  ln  einer  s[iner
Entscheldungen zu r Todesstrafe.

2.  Polizeigewa lt/H assl( rimina lftät

Die seit Jahren immer wieder aufflackernden Unruhen  nach vermeintlich oder tatsächllch  ras

motMerter Polizeigewalt ist nicht nur Medlenthema. ln elnlgen Großstädten (z.B. Baltimore, C

gibt es emsthafte  Bemühungen  zu  P`olizelreformen. Allerdings will slch die Bundesregierung
Flnanzierung dleser Vorhaben zurückziehen.  ln den Jahren 2015 und 2016 sind  in 34 Bundes

:jne:,d:oTjz:::::ja:e::e:'::dbjaTar:jkse°nG::et:::ä#duei:?:rn°tredr"dneg:n#:eobm„:|:c:°#ve:'mjfta[::
demonstrieren  seit Jahren  melst friedlich  landesweit  Menschen  gegen  Gewalt  und  BenachteiliBung

von Afroamerikanei.n.

Laut  Daten  der  Wosh/ngton  Post  wurden  im  Jahr  2016  insgesamt  963  Personen  durch  Poliz

8etötet.

Die    in    den    Medien    berichteten    Einzeffille    offenbaren    auch    das    Dilemma,    in    dem

Slcherheitskräfte und Ordnungshüter vor allem an kriminellen und sozialen  Brennpunkten  befin

Auf der einen Seite stehen der staatliche Anspruch  auf Durchsetzung von  Recht  und Gesetz, ge

auch  zum Scr`utz der dort lebenden sozial schwachen  Bevölkerung,  auf der anderen Selte verbr
bürgerliche   Frelhe.rtsrechte,  auch  das  auf  indMduelle  Bewaffnung.

sten



ln den  Vereinigten Staaten  werden alle  Meinungsäußerungen  geschützt,  die  nicht  tatsächllch  elnen
Aufruf  zu  GewaH  darstellen.  Dle  Kriterien  slnd  dabel  streng  ausgelegt:  Selbst  eine  ÄUßerung,  die
Gewalt rechtfertü  oder rassistlsche  Beleidigungen  enthäft, wjrd  weftgehend geschützt,  wenn  nlcht
beweisbar  &,  dass   es  zu  „iinmittelbarer  Gewaltausübung"   kommt.   Die  amerlkanische  Tradition
vertraut  auf  die  Durchsetzungsk.aft  von  guten  Meinungen  im  Wettbewerb  mit  schlechten.  Auch
wenn daher bei der Lel«(lre von Soclal Media der Eindruck entstehen kann, Hate Speech habe in den
USA  zugenommen,  wlrd  dies von  vielen  Amerikariem  vor dem  Hlntergrund  des  hohen  Stellen\^/erts
des Ersten Verfassungszusatzes nlcht so empfunden.

Faktisch  allerdlngs  lässt  sich  eirm  Zunahme  \/on  Hasskriminalität  aus  der vom  FBl  veröffentlichten  -

Statistik für das Jahr 2015 ftststellen:  Demmch ist diese um 6,7% im Vergleich zum Vorjahr auf 5850

Fälle angestlegen. Aktuelle Zahlen des  Goi/nc# on ,4me^/ccin-ßbmk ße/cit/ons zeüen, dass  im  ersten

Quartal 2017 bereits 35 hoie crihe-Fälle Moscheen zum Ziel hatten.

±±:iB:=:bmh:rG:denusAm.lurimemti®zuhd-SeneqnGnbsd|ifiiL
Seft 2014 lst eln jähriichet Anstieg der gemeldeten antlsemnistischen VorfäHe in den  USA zu

verzelchnen. Derjährliche Bericht der „Anti-Defamation League" für 2016 zeigt, dass die

antisemltischen Vorfälle über ein Drittel m Vengleich zum Voriahr angestiegen sind (2015: 941

Vorfälle; 2016:  1266 VorfälLe).  Des Weiteren sind die Zahlen der Vorfälle für das erste Quartal  m 2017

(541 Vorfälle) lm Vergleich zum ersten Quartal  ln 2016 (281 Vorfälle) gar um 86% gestiegen.

3. Migratjon

Trump   plädiert   weiterhin   für   einen   stärkeren   staatlichen   Durchgriff   gegen   illegale   Mgranten.

Während    die  `verstärkte    Ausweisung    von    straffälllg    gewordenen    AusläT`dern    ohne    gültigen

Aufenthaltstitel   rechtsstaatlichen   Normen   entspricht,  gibt  die  Ausdehnung  der  aktuellen   rigiden

Abschlebepolitik  auch  auf  geschützte  Gruppen  z.B.  der  DACA-Fälle  (Deferred  Action  for  Chlldhood

Arrivals) Anlass zu Sorge. Die von der neuen Administration ausgesprochene Drohung, sog. 5onctuaiv

C/t/.es  künftig  Bundesmittel  zu  kürzen,  hat  lhre  Wirkung  zunächst  verfelilt.  Der  US-Präsident  wollte

den  SonctuooJ  C/t/.es  die  Praxis,  illesalen  Einwandei'ern  Schutz  zu  bieten,  unmöglich  machen.   Eln

Gericht in San  Francisco stellte hierzu allerdings fest, dass die Vertellung von  Bundeszuschüssen  nach

der US-Verfassung nicht Aufgabe des Pi.äsidenten, sondem des Kongresses sei. Dementsprechend sei

dieser Teil seines  Dek.ets zur Einwanderungspolitik verfassungswdrlg.

Die juristischen Erfolge der Gegner des  rrove/ Bons der neLien Administration gegen Bürger aus sechs

überwiegend  muslimisch  geprägten  Staaten  belegen  dle  Unabhänglgkeit  der Justiz.  Zuletzt  hat  ein

Berufungsgericht   in    Richmond/Virginla   am   15.5.   entschleden,   dem   Antrag   der   F`egierung   auf

Aufhebung  elner  eins{weiligen  Verfügung  gegen  den  US-welten  Travel  Ban  nlcht  stattzugegeben.

Mlttlerweile  liegt  der  Antrag  mit  einlger  Aussicht  auf  Erfolg  dem  Supreme  Court  vor,  der  mit  der

Nachbesetzung durch Richter Gorsuch wieder eine eher konservativ tendierende Mehrheit hat.



4. Strafvollzug/J ustlz

Vor dem Hlntergrund de. stelgenden Zahl Drogentotei (2016: 59.000 TaQe) glbt es Bestrebungen, ln

Abkehr von der Polltlk unter Obama bel Verfah.en vor Bundesgerichten den Strafrahmen für Drogen-

und  Waffengewalt    wieder  höchstmögllch  auszuschöpfen.  Dles  hätte  einen  weiteren  signlflkanten

Anstleg der im internatlonalen Verglelch ohnet`in hohen Gefängnispopulatbn zur I:olge.

Generell    slnd    lmmer    wleder    auftretende    Menschenrechtsverk:tzungFn     in    Gefängnissen    -

Misshandlungen  oder dle entwürdlgende Behandlung von  Festgenommenen und StrafBefangenen  -

eln Thema.

dle  lnhaftierung  in  größeren  Einheiten  eher  die  Regel  und

ln  den  USA ist

nicht  die  Ausnahme.  Zellentrakte  slnd

häuflg unzure[chend belichtet; die Belüftung/Kllmatisierung oftmals mangelhaft,

Ankündlgungen  der  Regierung  Trump,  künftQ  privat  betriebene  Gefängnlsse  wleder  einzuführen,

deren  Geschäftsmodell auf hohen  Häftlingszahlen baslert und denen  Korruption, Gewalt gegenüber

Häftllngen und eln gerlnger Slcherheltsstandard nachgesagt wfrd, stlmmen sorgenvoll.

In  einigen  Bundesstaaten  gelten  bei.efts  Mnderjährige als  voll  strafmündlg  und  unterllegen  damft

dem Erwachsen e nstrafrecht.

5, Frauenrechte /Gender equalfty

Dle  Frauenbewegiing  lst  in  den  letzten  Monaten  im  Aufwlnd.  Belsplelhaft  hierfür  ist  der  Womens

March on  Wa5h/ngton während Trumps Amtselnführung, oder auch  Demon5tratlonen am  Equo/ Pay
Doy Anfang Aprll.  lm  März  2017  hat  Trump das  von  Obama  2014 verabschledete  Gesetz  zu  falren

Löhnen  und  elnes  sicheren  Arbeitsplatzes  mit  einem  exec.ut/.ve  o/der  annumert.   Laut  dem   Pew

Rcsearch  Center  verdlenten  Frauen  2015  in  den  USA  83%  dessen,  was  Männer  in  vergleichbaren

Positionen verd le nten.

Fast  ausschließlich  Frauen  sind  unmittelbar  betroffen  von Voi.haben  der Reglerung,  Einrichtungen,

dle  lm  Berelch  der  Familienplanung  tätig  sind,  dle  Finanzlerung  aus  Bundesmmeln  zu  strelchen.

Planned Parenthood, eine seft über 100Jahren tätlge non-pToflt Organlsatlon z.B. bestreftet et`m 1/3

lhres  Haushafts  aus  öffentllchen   Mitteln  und  muss  slch  künftlg  aiis  wichtlgen  Beratungsfeldern

zurickzieheri.

lm  Rahmen  der  Neuaus.lchtung  des  Gesundheitswesens  haben  konfesslonelle  Arbeitgeber  einen

ersten    Sieg    errungen:    Mft    elner    executive    order    hat    Präsldent    Trump    Anfang    Mai    3

Kablnettsmftglleder angewiesen zu prüfen, wie dfe im Affordable Care Act enthaltenen Verpfllchtung,

famlllenplanerische  Maßnahmen  (lnsbes. Verhütung) anbleten zu  müssen, ffir Arbeitgeber, die sich

auf G lau bens-/Gewßsensgründ e berufen, abgeschafft werden könn e.

6. lGBTI-Personen



Die   rech"che   und  geselLschaftllcl`e  Gleichstellung  von   LGBTl-Personen   hat   in   den   vergangenen

Jahrcn  Forbchritte  gemacht.  Flächendeckenden  Rechtsschutz  vor  Dlskrlminierung  am  Arbeltsp[atz,

auf dem Wohnungsmarkt oder jm Gesundheftswesen aufgrund der sexuellen O.lentierung oder der

Geschlechtsidentität gibt es gleichwohl nlcht, Aber: ln elnzelnen Bundesstaaten und auf kommunaler

Ebene (z.B. New York) wird offen und aktiv gegen Diskriminierung vorgegangen, gibt es Anlaufstellen

und Behörden, bei denen Vo)fällewerstöße gemeldet werden können.

Für Aufsetien sorgte der Streft um dle sog. Bathroom 8111 in Norih Carolina zur Nutzung von Toiletten

und  Umkleideräumen  in  öffentllchen. Schulen  und  Unlversnäten  durch  Transgender.  Die  Regelung,

derzufolge Transgender nur öffentllche  Duschen und Tolletten  benutzen durften,  welche  mit  lhrem

Geburtsgeschlecht überelnstimmen, wurde nach öffentlichem l)ruck und drohenden wirtschaftlichen

Verlusten durch Wegfall großer Kultur-und Sporh/eranstaltungen aufgehoben.  Die  Neuregelung riat

ebenfalls      für      Aufruhr      in      der      LGTBl-Gemelnde      gesoi.gt,      da      nunmehr      kommunalen

Gebletskö rperschaften der Erlass lokaler Antl d lskrlml nJe.ungs.egelu ngen verbietet.

7. US.Medienlandschaft

Die US-Medienlandschaft ist weiter sehr divers und innovativ. Neue Medien wie Buzzfeed oder Axlos

ergänzen   d[e   pol'dlsche   Berichterstattung,   und   viele   etablierte   Medien   verzeichnen   steigende

Zuschauer- und  Leserzahlen  und  stellen  vor allem  im  investigativen  Bereich  neue Joumalisten  ein.

Auch  die  im  Wahlkampf angekündigte  Einschränkung  der Pressefreiheft  (Trump:  „We  are  going to

open  up  those  llbel  laws")  hat  bislang  nlcht  stattgefundeii.  Problematisch  lst  dagegen  die  starke

Polarislerung  in  den  Medien,  dle  sich  ln  gewisser  Weise  auf die  Gesellschaft  überträgt:  Debatten

zwischen den ideologlschen Lagern finden -auch in den Medien -nur selten statt.

Dle Generalkonsulate ln den USA haben an der Erstellung des Berlchts mitgewlrkt.
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1.      Zusammenfassung und wertung

Nach der Entscheidung von US-P[äsident Trump, aus dem Übereinkommen von Paris zum
K]imas.chutz auszusteigen, gibt es h den Bundesstaaten Texas, New Merico, Louisiam und
Ai.kansas jedenfa]ls auf lokaleT Ebene Bestrebungen, sich weiterbin ffir den Klimasdutz
ei-etzcn
Dabei sind deutliche Meinuqgsunte]schiede auf bundesstaatlicher Ebene (mehrheitlich
republikanisd), und eher liberalen und oftmals von dci. demokratischen Paitei regierten Städten
zu crkennen. So beffirworten die meisten Republikaner das Voi.gehen Trmips und den Ausstieg
aus einem als von ihnen perzipicrten „bad deal". VertTeter deT demokratischen Partei und vor
allem einzelne Städte sehen hierin eine fatale Entricklung und Wollen ungeachtet dessen
Maßnahmen zum Klimasch`ß einleiten bzw. weiterveTfolgen.

11.     Hamd)ungsempfehlungen

111.    Im Einzelnen

1.          Reaktionm der Republikaner
Die Gouvemeue der Bundesstaaten Arkansas, Louisiana, Ne`ir Mexico, Oklahoma und Texas
habendieAusstiegsplänevonUS-PTäsidentTrumpausdemÜbereinkoinmenvonParismehr
oder weniger deutlidh befürwortet. Der Gouvemeu von Alkansas, Asa Hutchinson (R), erkläroe
duch seinen Sprecher, die Entscheidung Trumps .was consistent widi what President Tnmp
saidonthecampaigntrial.thathe'snotgoirLgto§igntreatiesandagreementsthatputAmericaat
adisadvantage,andthat.swhatwesawtoday.-
Der repüblikanische Abgeordnete aus New Mexico im US-RepTäsentantenhaus. Steve Pearce,

hedbad¢:BittedenkenSieduarLderAVRackmeldungaufBenchtundHaiidliingsempfthlur.gzugeberL
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erkläTte bereits vor der Entscheidung, dass das Abkommen "a bad deal for New Mexico and a bad
deal for ou countiy" sei. Die Amicht, dass das Übereinkommen von Paris ein ubad deal" sei, wi[d
auchvonrepublikanischenSenatorenimAmtsbezirkdesGKgeteilt,iriezJ}.vonJohnCornyn
(R-Texas). der das Abkommen als Teil einer „job-killing regulatory agendao Obamas bezeidnet
hat. Auch der ehemallge Präsident§chaftskandidat und Senator Ted Cruz (R-Texas) beffirwortet
TrumpsEntscheiduiig|puttingAmericanjobsandencrgyfirst").
Darüberhinaussehenvie]eRepublikanerindemAusstiegausdemÜbereinkommenvonParis
keine Abkehr vom Umweltschutz. sondem vielmehr die Mögljchkeit, selbstb estimmt eine
Vorreiterrolle in Sachen Eneraetechno)ogie einnehmen zu können; so der frühere Gouverneu
von Texas uiid aktuelle Energiemiristcr Rick Perry (R) (0-Ton: „the United States urill continue
to be ä leader in energy , develoi)ment. and deHvery.).

2.          Reaktion in den städten und Gemeinden
lm Gegensatz zu den Vertretem dieser Bundesstaaten häben die Verantworüichen größerer
StädtedenbeabsichtigtenAus§tiegderUSAausdemÜbereinkommenvonParismehrheiüch
negaäv b ewertet. Sie erklärten. sich weiterhin aktiv für lokale und rerionale Maßnahmen zuin
Schutz des Klimas einsetzen zu wollen.
So sind die Bürgeimeister der folgenden Städte der Mayo» NationaJ Cztmafe Actz.on Agenda
beigetreten, die auch die Ziele der Un(ted States Ciimafe AIZz.ance unterstützt Austiph Daua8,
Houston, San Antonio, San Marcos, Smithville (alle Texas). ns Cmces, Santa Fe O)eide New
Mexico), Little Rock (Hauptstadt von Arkansas) und New Orleans (Louisiana). Diesei.
Zusammenschluss sieht gerade die g]oßen Städte in der Pflicht, aber aud in der Lage gegen die
KlimaerwärmLing vorzugehen. da sie die größten VerursacheT von Emissionen seierL

lnsbesondere die Hauptstadt von Texas, Austin, sctzt sich nachdrücklich für den Kampf gegen
den Klima`i/andel ein Als Antwort auf Trumps Ausstieg§pläne erkläite der dortige Bürgeimeister
Steve AdleT (D). gAustin will not stop fiBhting cliiiiate change-. So will Austin nach wie vor das
§elbstgestedkte Zid eiiciden, bis zum Jahr 2025 ca. 55 % emeuerbare I:nergien zu verwenden.

Aud der Bürgemeister von New Orlean§, Mitchel Lmdrieu (D), vrill sich trotz des von US-
Präsident Trump erklärten Aus§tiegs der USA aus dem Abkommen an des§en Ziele hal[en. Für
ihn sei das Übereinkommen von Pari§ die beste Wäffe gegen die existenzielle Bedrohung, der
sich New Orleans duch die globale Erwämung und den zu erwaTtenden Anstieg des

#edeEen#beäg=geet:ib:::hme.wE:,s£e1:::¥uaE:enmsc£'=b§dvf:vseä=efno/#:yk:ä::eq'=e
Kampf gegen den mimawandel. Neben New Orleans (LA) §ind auch Browns`fflle qx), Austin qx),
Houston (IX), Santa Fe (NM) und Eagle Nest (NM) diesem Verbund beigetreten.

Einzig im Bundesstaat Oklahoma sind keine Städte einem der genannten Zusammenschlüsse
beigetretenoderhabensichsonstkritischzumAusstiegau§demÜbereinkommengeäußert.

8ez.                             -

FtedzxiaL.Bittpden*€nslcdaran,derAVRüfkrncldimgagfßcrichtundHdndlmgscmzz/"toigzugeberL
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BotschaftWäshington

Betreff:

Bc"8:
Zweck:

Veriser:
Gesdhäfczelchen:

Zusatzinfomaition€n:

US-KliimpoHtik,ReamonenztimSchr€ibenandleVNzumAustrlttaus
dem PariseT Hhaabkommen

1. PA State Department Media Note - Paris Agreement Communication
2. PA US Paris Agreement Communication to UNAugust_4_2017

1.      Zusammenfassungundwertung
Die USA haben den Generalsekretär der Vereinten Nationen OrN) in einem Schreiben {Anlage)
über ihre Absicht infomiert, sich aus dem Pariser Kliznaabkommen (Übereinkommen von Paris,
ÜvP) z`irückzuziehen, sobald das Abkommen dies zulässt, es sei denn, sie fänden bis dahin
besseTe. für dje USA vorteilhaftere Bedhgungen füt. einen Verbleib. Das Schi.eiben hat keine
rechtücheWirkung,sondemistnureinepolitisdeAbsichtserklärungbzgl.einesspäteren
Austritts.

Umweltgruppenwem:ndenschrittzuTüdkhaltcnd,weisenaberauchaufposidveAspektehin.
DieAbsidtzumAustrittwerdezwarbekräftigt.djeendgültigeEntscheidungaberaufeinen
Zeitpunk nahe der nächsten US-Präsldentsdhaftswahl verschoben. Trump §ei derzeit zufrieden
mit dlesem Status Quo. Er habe kein lnteresse, die Konditionen eines Ve]bleibs im ÜvP zu
diskutieren, wen dies einem -wenn auch abgeschwächten-B kenntni§ zum Kliimschutz gleich
käme. Positiv sei aber dje explizite Nennung der Option eines Verb]eibs zu „besseren"
BedingungerL Die hierfür im Raum stehende Absenkung des US-Beitrags O¢DC) würde dagegen
intermtional ein schlechtes Beispiel setzen. Ob die USA unter diesen Vorzeichen als wichtiger
Player bei den Klimaverhandlungen wahTgenommen würden, sei zweifelhaft. Andererseits
büeben die USA eingebunderL.

ZeitüchgutgewähltveröffentlichtdieNewYorkTimesden„geleakten"Entunirfdes

Ft.dhadl.8ifftdcnkcriS!edamiiderAvmckmeJdL(ngau/Bcn.chf(i7idHdnd!ui)gscmf!/ehztt)pzugcbciL
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taimafoTsdungsberichts. mit Aus§agen zum bisherigen und kominenden Klimawandel und
seinen Auswi[kungen auf die USA. Der von übeT 300 Wissenschaftlem aus 13
Regierungseinrichtungen gefertigte Bericht ist TeiL der gesetzlich vorgegebenen nationalen
Klimaerhebung und liegt zurzeit der Administration zur Frelgabe vor. Aus SoTge, dass die
Befunde zum Klimawandel in den Sdubladen verschvrinden oder zumindest verwässert werden,
wurde der Berichtsentwniif der NYT zugespielt. Die hier gelieferten Befund€ zu einem
drastischen Temperaturanstieg und zu Zunahme von Ememwetterereignissen in den USA
liefem den Gegnem des Rückzugs der USA aus dem intermtionalen K]imaschutz weitere
Argumentc.

11.     Handlungsempfehlungen

Kcmtnisnahme

111.    Im Einzelnen

AustrittkannnachdcnimSdhreibenselt]stzitiertenVorgabendesÜvPffihestenszum4.11.2019
erklärt werden und träte dann ein Jahr später (vorau§§ichdjch dem Tag nach der nächsten US -
Präsidentschaftswahl) in Kraft.

Die Einschränkung, dass die USA einen Austritt nod` einmal überdenken, falls passende
Bedingungen für einen Verbleib gefunden werden Lunless the United States identifies suitable
teTms for reengagement".„), wird in einem Pressestatement (Anlage) spezifizierL Demnach
mü§sen diese Bedingungen für die USA und insbesondere seine Untemehmen und Steuerzahler
vorteilhafter sein. Die USA unterstützten einen ausgewogenen K]imaschutz, der Emissionen
senke und Wiitschaftswachstum fördere. Sle würden sich weiter an den intez"tionalen
Verhandlungen einsdließnch der C OP23 und den Vorgaben zu lmplementierung des Pari§er
Abkommens beteiligen. \m US-Interessen zu wahren und alle politischen Optioncn offen zu
halten.

Zu diesen gemischten Signalen der Regierung passt es, dass nach eineT Meldung von Reuters das

Feedbacl.:BitbedenkenSiedanan.derAVRückT"ttdiingasBerichL`indHandlungsempfiehLungzugeberL
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Department of State in einer Spraichregelung seinen Diplomaten empfohlen hat, auf Fragen zu
US-KlimapolitikundzummöglichenVerbleibimÜvPausweichendzuantworten.

I) er in der NYT veröffentlichte. rund 700 seitige E:ntwurf des K]imaforschungsberichts, der u.a.
sdon duch die Natioml Academy of Sciences geprüft wurde, belegt detailliert, dass die
duchschnitüche Jahrestempemtur der USA (ohne Hawaii und Alaska) im Zeitrauin 1901 bis
2016 um 1°C gestiegen ist. Oberflächen-und Satel]itendaten stimmen überein in der Darstellung
eine3 beschleunigten Temperaturanstiegs seit 1979. Lt. Bericht spreden viele Befunde dafür, dass
die letzten Dekaden die wämsten der letzten l s00 Jahre waren. Neben der sehr differenzierten
Aufstellung weiterer Befunde, die init unterschiedlicher Beweiskraft bewertet werden, we[den
auch Belege für den „men§chgemachten" faimawandel genamt. Die nationale Klimaerhebung
(National Climate A§sessment) vet.folgt fortlaufend den K]imawandel in den USA. Der alle vier
Jahre veröffentlichte Bericht zu der Erhebung wird von einem Beratungsgremium von 60
Experten beaufsichtigt. £r basiert auf dem vom Kongress 1990 erlassenen Global Charige
Research Act.

Bez.

F"ad:ßiffedenftnSiedam/iderAVRüclmeJdungat¢Bcrt.chturtdHdnd!ÜngscmF)/€hJungzugcbe"
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U.S. DEPARTMENT OF STATE
Office of the Spokesperson

For lmmediate Release August 4, 20 1 7

MEDIA NOTE

Commmication Regarding |ntent to Withdraw ftom Paris Agreement

Today, the United Ststes submitted a coTnmunication to the United Nation§, in its capacity as
depositary for the Paris Agreement, regarding the U,S. intent to withdraw fiom the Paris
Agreement as soon as it is eligible to do so, consistent with the tems of the Agreement.  As the
President indicated in his June 1 announcement md subsequently, he is open to re"igaging in
the Paris Agreement if the Urit€d States oan jdentiöJ tems that are more favorable to it, its
businesses, its workers, its people, md its taxpayers.

The Uni¢ed States supporß a balanced approach to climate policy that lowers emissions while
promoting economic growth and ensuring energy seourity.  We will continue to reduce our
greenhouse gas emissions throu8h innovation and technology breakthroughs, and work with
other countries to help them access and use fossil fiie]s more cleanly and efficiently and deploy
renewable and other clean energy sources, given the importance of energy access and secuity in
many nationally determined contributions.

#=#ngis?dh3tfä:;ä'€c:FEnä;ent:rpe#eciopf#ehpfigäänpi2:T::ä:hffig;rnigeo:::konsmd
Convention on Climate Chamge, to protect U.S. interests and ensure all fiituLre policy option§
remain open to üe administration.  Such paTticipation will include ongoing negotiations related
to guidance for imp.lementing the Paris Agreement.

For fiirther infomation, please contact Yoon Nam in the Bueau of Oceans md lntemational
Environmental md Scientific AffaiTs (OES) at namys@state.gov.

#
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Generalkonsulat Boston

Betreff:

hier:

Bezü8,

Zweck:

vrisscr:
Gesdhäft3zeich"

Ebeiterte Koalition von 9 Bundesstaaten zur Uinsetzupg des PaTlser
Kümaabkommens

Zusätzliche Reduziening des C02-Ausstosses von Kraftwerken um 309/o im
Zeitraum 2020 bis 2030

1.      Zusammenfassungundwertung
Die Bundes§taaten Connecticut, Delaware, Maine, Maryland, Massachusetts. New Hampshire.
New Yo[k, Rhode lsland und Vemont als Unterstützer der Regioml Greenhouse Gas lnitiative
haben sich zu einer Koalition zusammengeschlossen, um im Zeitraum 2020-2030 den C02-
Ausstoss von Kraftwerkcn uin weitere 30% zu reduzieren.
Die Koantian setzt damit ein klares ZeiderL den traditionen ambitionierten klimaipolitischen
Kuis der NeuenBlandstaaten in der Uznsetzupg von meßbaren eneTgiepoütischen C02-
Reduktionszielen noch mehr Gewicht zu verleiheiL
Die Umsetzung der C02 -Rreduktionen soll im Wege eines erweiteroen Emi§sionshandels (cap-
and-trade) erfolgen, von dem sich die Koalition sowohl mehr Energieeffizienz, eine nachhaltige
Sehkung des C02-Ausstosses, sinkende Energiepreise und staaüche Mehreiimahmen b eim
Emissionshaindel verspricht.
Nach der Abkehr deT Trump AdininistTation vom Pariser Abkotriinen setzt diese regiomle
Allianz zur beschleunigten Umsetz`mg dei intemationalen K]imazjele ein Hares Zeicheii, den
Emissionshandel zum wirkungsvollen maLrktwirtschaftlichcn Träger zur Erreidung der
faimziele zu nutzen, Es ist bemerkenswert, dass hierunter auch die republikanisch regierten
Staaten Massachusetts und Vemont §ind. Bei meinen kürzlichen Gesprächen mit Gouvemeu
S cott (VT) und Energy Secretaiy Beaton (MA) unterstrichen beide ihre Entschlossenheit zur

11.     Handlungsempfehlungen

Kemtnisnahme
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111.    ImEinzelnen

1. An dei. Ostküste hat sich au dem Krcis der die Regional Greenhouse Gas lnitiative
mittragenden Bundesstaaten eine Allianz aus 9 Bundesstaaten (Connecticut, Delaware, Maine,
Maiyland. Massachusetts, New Hampshire. New York, Rhode lsland, Vermont) formiert, die sich
zum Ziel gesetzt hat, im Zeitra!im 2020-2030 den C02-Ausstoss von Krafm/erken nochmals um
30%zuverringern.hfiteinerduchschnittlichenjährlichenReduzierLingderC02-Emissionen
um 3% urürde beispielsweise Massachusetts 2030 den C02-Ausstos ss um 25% unter dein Niveau
von 1990 absenken können. Während in Mas§achusetts aufgrund der gesetzliden
Rahmenbedingungen für die Erreichu\g von Klimazielen die forcierte Senkung des C02-
Ausstosses von Kmftwerken bereits auf dem Verordnungswege in Kraft gesetzt werden kann,
müssen hierzu in anderen Staaten der Allianz noch die nötigen gesetzlichen Voraussetzungen
erst noch gesd)affen werden.

2. Einig ist sich die 9-Staaten-Allianz, den Emissionshande] zum entscheidenden Träger für dei
Erreichung der Reduktionsziele zu machen. Die C02-Reduktion von ca. 350 Kraftwerken Soll
über die Koppelung des Emissionshandel§ (cap-and-trade) mit staadichen Reduktionsvorgaben
erreicht werden. Staatliche Anreize füT Energiebetreiber sind nicht vorgesehen. Vielmehr setzt
die RGGI-A]lianz auf die bislang in den Neuenglandstaaten bewährten maTktwirtschaftliden
Stnihiren füT den Emissionshandel, dessen Effizienz zu EiTeidung der klimapolitischen Ziele
richt in Frage gestellt wird.

3. Aufbauend atff dem ambitiorierten klimapolitischen Kurs der Neuenglandstaaten kann diese
rerionalen lnitiative auf bundesstaatlider Ebene zum '.role model" für eine verstärkte Nutzung
des Emissionshandels zur C02 -Reduzierung werderL Neben der Senkung des C02-Ausstosses
sollen mehr Enerrieeffizienz erreicht, staatnde Eimahmen aus dem Emissionshandel erhöht
und gleichzeitig die Energiepreise gesenkt werden.

4. Abzusehen ist bereits jetzt, dass nicht aJle Bundesstaaten der RGGI-Allianz mit gleicher
Geschwindigkeit die cru/eiterten Reduktionsziele erreichen können., da Staaten wie Maryland
und DelawaTe wefterhin von koh]ebaßierte Energiegewinnung abhängen würden. Ebenso
können Kappungsziele bei der Preisgestaltupg im Emissionshandel nicht einheiüch auf alle
Staaten der Allianz übemagen weTden.

Die RGGI-Initiatoren weisen ausdrücklich darauf hin. dass die durch Transport und Vükehr
entstehenden C02-Emissionen weiterhin doppelt so ho ch sind rie die von Kraftwerken, und das
C02-ReduktionspotenzialindiesemBereichkünftigbessergenutztwerdenmuss.Ein
klimapolitischer Maßnahmenkatalog sollte daher aud C02-Reduktionen im Verkehrssektor
unffassgn.      -

Die RGGI-Allianz zeigt sich grundstitzlich optimistisch. ihre ambitionierten Ziele erreichen zu
können, da es ihr gelupgen sei. im Vergleich zu andeTen Staaten den COZ-Ausstoss bei einem
duchschnittlichen jährlichen Wirtschaftswachst`im von 3.6 % um mehr als i6% abzusenkem
Gleichzeitig fielen in den RGGI-Staaten die Energiepreise duchschrittlich um 3,4 %, während sie
in den Vergleichsstaaten um 7, Z % angestiegen seierL

Dr. Horlemam

Feedl.ad.:Bitü!deriensiedaran.d£rA\VRfiEkmddiuiga+}fBerid\tut\dl]andl:iuigscrr\pfiehl:utigz`Lgeben.
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Generalkonsulat San Francisco

Betreff:

hlel=

Bezug,

Zweck:

Vemser:
Geschäftszeichm:

Zusatzinformtionen:

K]m Kliforiiien5 in Energie, Kfima, Umw€ltpoütilL Todes§trafe

1.      Zusammenfassungundwertung
Große Entschlossenheit in i) olitischer Fühnmg Kalifomiens. für den von der Lirie Washingtons
abweichenden KLiis in Energie-, K]ima-. Umwelt und Migrationspolitik zu kämpfen. Zuversicht,
dass US-Verfassung tragfähige Basis bietet, letztlich alle juistischen Verfähren gegen
Washington zu g.ewimen und die politische Linie zum Wohl Kalifomiens und in enger
Abstimmung mit .'like-minded" Bundesstataten nachhaltig durchzusetzen.
Interesse an intensivem Austausch mit (großen) EU-MS zu o.g. Politikfeldern, insbes. mit DEU,
zudem auch z`i Fragen der Regulierung des lntemets Uier wachse, gerade aud bei den großen

11.     Handlungsempfehlungen

111.    Im Einzelnen

Fe€dliac[[:BitöedcnkenSiedamn,derAVRüc*mc!dLmgauJBerichttindHandhJrigscmiz/eüungeugebcn.
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BotschaftWashington

Betreffi

I)ezug,

Zwed
vriaBser.

G€schffbzeichem

Arigm:

AntisemitimusundAntisemitimus-BekämpfungindenUSA

1.      Zusammenfassungundwertung
lmweltweitenVergleidListderAntisemitismusindenUSAinsgesamtvergleichsweisegering
ausgeprägt. Nach einer Studie der Anti-Defamation League (ADL) waren 2015 in den USA 10 %
der Bevölkerung aJs antisemitisch eingestellt anz`iseheiL Vorfälle treten häufiger in
Bundesstaaten mit hohem jüdischen Bevölkerungsantefl auf. Hier liegt KaJifornien an der Spitze,
gefolgt von New York und New Jer§ey. S chwerpunlst sind die MetropolerL richt der ländliche
Raum.

Der sekundäre Antisemitismus war mit 20 % dagegen insge§amt hoch - damit ergibt sich damit
ein ähnliches amerikaweites Ergebnis wie vom Unabhängigen Epertenki.cis Antisemitismus für
DEU festgestellt.

Dagegen wird kontrovers diskutiert. ob der Antisemitismus seit 20i6 -seit Wählkampf und Wähl
von US-Präsident Trump - weiter angestiegen ist. Seit dem Wähljahr sind vielfach antisemitische
Straftaten und Vorfälle bekamt geworden, wie et`m mehr als 100 Bombendrohungen gegen
jüdische Einrichtungen im ersten Quartal 2017 oder die Demonstration rechtsextTemer Gruppen
in ChaTlottesvine, die auch vor einer Synagoge stattfanden. Belastbare landesweit€ Stati§tiken zu
VeTbreitung des Antisemitismus liegen aber (noch) nicht vor. Festgehalten werden kann
jedenfaills, dass der mediale Fokus auf derartige Vorfälle stark zugenommen hat.

AlsneueÄUßerungsfomistderAntisemitismusüberOnline-Medienhervorzuheben.
KörperveTletzungen gehen dagegen zurück.

11,     Hand]ungsempfehlungen

Kemtnisnahme
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Antisemitismusinsgesa]ntgcring,selaindärerAntisemitismusstärkerausgeprägt:

Nachdem(/habhöngigen£ipedenAmeisesAnttsemitismusistklassiscder(DrriimhämreT)
Antisemittismus rAS") die Zustimmung zu klassisch antisemitischen Stereotypen und
VerschwörungstheoTien. Dabei gilt die Zustimmung zu einschngigen Pragen mit „teils - teils.
nicht als Qnol|) antisemitisch. sondern als antisemitische Tendenz. Die voin Expertenloeis für die
deutsche Statistik zugrunde gdegten Umfrage-Aussagen (Auch heute noch ist der Einfluss der
Juden zu groß| entspricht in der Studie der ADL die Aussage Jews have too much control over
global affairs".

Diese wurde in den USA im Jahr 20i5 von io % der BevölkeniDg mit „probäbly yes" beantwortet
Von 12 % mmde dagegen bqjaht, dass Juden zu viel Einfluss auf die US-Politik nähmen, 16 %
fanden, dass Juden zu viel Einfluss auf die Fimnzmärltie ausübten. Diese Anhmrten können als
primär-antisemitische Tendenzen bezeichnet werden,

Sekundärer Antiseznitismus meint die Einstellung, das§ Tuden sich zu stark rnit dem Holocau§t
beschäftigenbzw.DEUdi£Verb.rechenuhberechtigteTweisezulanigevorhalterLNachdenADL-
Umfragen cTribt sich für die USA, dass der - nath deutscher Einordnung - sekundäre
Antisemitismus aud hier vergleichsweise staric vertreten ist. Insgesamt b eantworteten 2015 20 %
der Befragten die Aussäge rit .probably yes", dass sich Juden zu stari( mit dem Holocaust
auseinandersetzen - doppelt so viel der Beftagten also, als dem primären Antisemitismus
zuzuD± sind.

Israelbezo£ener Antisemitismus ineint die Kritik am Staat lsrad, wcnn sie mit antisemitisdhen
Stereotypen aufgeladen ist, Vergleiche zum Nationalsozialismus herstellt, in denen sich die für
den AS so typische Umkehr von Tätem und Opfern spiegelt und das Eds€enzrecht fsraels infrage
gestellt wird. Dies wurde von den ADL-Unriagen nicht abgeffagt. Einer Umfrage des Pew
Research Centers zufolge sympathisieren 2016 aber 54 % der Amerikaner im ISR-Palästina-
Konflikt mehr mit lsrael und nur 19 % mit den Palästinensem,

MehrAntiseudtismusseitAmtsantrittvonPräsidentTLUDip?

Häufig wird die Frage aufgeworEen, ob AS seit Wählkampf und Wahl von US-Präsident Trump in
den Jahren 2016 und Z017 weiter angestiegen ist. Bereit§ im Wählkampf verzeichnete die ADL,
die eigens eine entsprechmde task force eingesttst hatte, 2.6 Millionen antisemitisde Tweet§
(gelesen von tlber 10 Milliarden Nutzem), wobei die Tweets von August 201S bis Juli 2016zunah-
AS-StraftatenhabenseitderWahlmedia.lfürAiifsehengesorgt:AlleinimerstenQuartal2017
wurdengegenüber100jüdischeEinriditungenBombendrohungenbekannt.zweijüdisde
FTiedhöfe in Philadelphia und in St. Louis wuden geschändet. Tnmp geriet in die Kritik. weil er
sid zu spät von AS-Taten distaDziert habe. Aud der Aiifmarsch verschiedener white
slpTenmc}rGruppen in Charlottes`fflle, Va: (08/2017) sorgte für Aufinerksamkeit,

Ob der Antisemitimus damit insgesamt seit der Kandidatur/Wähl Donald Trumps angestiegen
ist, wird unterschiedlich eingeschätzt. Für den Zeitraum nach 201S eristieren keine belastbaTen
StatistikeTi. Nach einer küTzlidien Unriage des Pew Research Centers von 4.000 AmerikanerrL in
derdieseaufeinem„Gefühlsthermometer"ausdTückensollten,mitwelderRelirionsiedie

Feedbadi:BittedenlimSieduan.d£riwRückmddungaiLfBerich*undHandliirigsempfthl:urigzugebcrL
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positivsten hümsten) Gefühle verbänden, stimmten 67 % der Beffagten ffir das Judentum  - als
für Katholizismus, Protestantismus oder die Mormonen.

AusdnicksfomendesAntisemitismus:VonGewaltdelildJenzuOnling-Diffamierung:

Nach der UCR Hate Crime Statistic 2015 waren von 1.402 0pfem reuriös motMerter
Verbrechen/Vergehen 51.3 % mit AS-Hintergrund -gefolgt von hur) 22.2 % init
antimuslimischem Hintergnind I)amit sind Juden na.ch wie vor die von Straftaeen mit Abstand
am meisten bedrobe religiöse Gruppe. £ine Tendenz füi. 2016 und 2017 lässt sich einer weiteren
AI) L-Studie Üährliches Audit of Anti-Senffic lncidents, Stand 04/2017) entnehmen: Stmftaten
gegen Juden seien 2016 gegenüber 2015 insgesamt von 942 auf 1266 (+34 %) aqgestiegen.
Vandalismus und Bedrohungen haben demnach zu Körperverletzungen dagegen
äbgenommen Besorgniserreaend ist lt. ADL der 86%ige Anstieg der registrierten VoTfälle im 1,
Quartal 2017 auf bereits 541.

Da sich rd, 30% aller Vorfälle (369) bald nach den Wählen ereigneten, sieht ADL eine KorTelation
zwisdhen den Wahlen und der aufgeheizten politischen Atmosphäre. Die besonders
polarisierend wiricende Rhetorik im Wählkampf und die damit einhergehende Verrohung der
öffentlichen Ddbatte die Hemmschwelle sinken lassen. Auch die Anonynrität im Netz ermutige
zur Verbreitung von Hassmchridhten.

Staatliche bzw. amtiiche Statistiken zur Erfaissung von AS-Vorfällen und Straftaten gibt es in den
USA nicht. Das FBl registriert seit 1991 im Rahmen des Hate Crime Statistics Act of 1990 üCSA)
Vorfällezubias-motivatedcriminalactivityvonStrafverfo|gungsbehörinaufBundes-,Staaten-
oder lokaler Ebenc. Diese. Statistik ist die einzige natiomle staatliche Dokumentation zu diesem
Thema in den US. Die ca. i5.000 teilnehmenden Behörden berichten auerdings nu auf    .
fpeiwilliger Basis. Unter der Kategorie „Religious Bias" betragen Anti-]ewish crimes mehr als die
Hälfte der religiös motMerten Straftaten (664 in 2015, 609 in 2014}

Sonderproblem - amerikanische Universitäten:

In einer Studie des European Jewish Copg]ess wurden US-Colleges zuletzt Q017) als Jiotbed of
anti-semitismq betitelt. nachdem ein Anstieg von 45 % an Drohungen und Beleidigungen
festgestellt worden war. Eiri AJC-Uriage (2016} die sich an ca. 1000 US-amerflcanische Juden
richtete, ergab wiederum. dass 23 % der Befragten AS an`Universitätep für ein sehr emsthaftes
Prbblem halten, 34 % dagegen für ein „mittelschweres", der Rest für ein geringes bis gar keh
Problem Dabei fallen ua. nach AJC-Angäben (Rabbi Bäkker) zufoLge besonders kaLifomisdhe
Universitäten sowie Wisconsin, Ruttgers und lllinois wegen sehr ausgeprägter BDS-Aktivitäten
negativ auf. Nach ADL sind AS-Vorfälle an Universitäten Z015 im Vergleich zum Vbrjahr um ca.
ein Drittel angestiegen, eine Studie der AMCHA lnitiative belegt einen weitercn AnstiegstTend
für das Jahr 2016.

[DstmmenteundmogrammezurBekämpfungvonAntisemitismus:

Stellunfmahmen der Rerieru"!
Die USA nutzt imemational djeselbe intemationa.le AS-ATbeitsdefinition (IHRA) wie die
Bundesrep`iblil(. Lange war im Gespräch, diese Definition aud ins nationale cinfäche Recht -
dden des Civil Rights Act (1964) - zu übemehmen: Der sog, Anti-Semitism Awareness Act of 2016
(AAA) hät€e dabei dem Office of Civil Rights (OCR) eine ATbeitsdefinition zur Übeprüfung an die
HHand gegeben, bb ein aktenkundiger Vorfall sich als antiseritisch darstellt oder nicht. Der Senat

FeedbaEk: Bitte denken S€e damn. der iLV Rückmeldung auf Bericht und Handlungsempfthlung 2u gebem
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hafte den Gesetzesvorschlag einstimmig angenoinmen, der aber am Ende der LerislatuTpcTiode
nicht niehr durch das „House" verabschiedet `irurde. Viele Bundessta.aten bringen n`m ähnliche
Gesetze auf den Weg, um gegen AS-Vorfälle an  Universitäten vorzugehen.

DerUS-PräsidentwarmehrfachinderKritikweilersichvonantisemitischenÄUßerungenzu
zögeriich bzw. nicht deutlich genug distanzieTt habe: Dies betraf Drohungen gegen jüdische
Einricht`mgen und die VerwüsturLgen der Friedhöfe im erstcn Quartal 2oi7 sowrie die VorEälle in
Chariottesviue. Erstere bezeichnete er aber schließüch als „schrecklich und schmerzhaft",

lnitiativen und Orf!aniritionen
lnstrumente `md ProgTamme werden in den gesamten USA vorrapfig von NGOs und privaten
lnitiativen durchgefühzt. Bundesregienmg und ReaeTungen der Bundesstaaten spielen nur eine
geringe Rolle. Einer der Hauptakteue ist ADL, die dabei Schüler und Studierende als besonders
wichtige ZieLgTuppe sieht. UA existieren Online-Angebote, die über DiskririnieTung aufklären.
NenrLenswert auch AMCHA, die sich für die Bekänipfung von Antisemitismus an Universitäten
einsetzt. Die NGO sammelt Datenmaterial, veTöfftnüicht regelmäßig Studien und organisiert
Kmpagnen.

WahmehmupgDeutschlandsbeimUdigangmitAntisemltismus:

DieRollevonBreg/Landesregier`mgenutirdin.aillenAmtsbezirkenuneingesdränkpositiv
eingeschätzt. D£U wird als vorbildlich bei Geschidtsaufafbeitung und Präventivmaßnahmen
zur AS-Bekämpf`mg gesehen. Die Annahme der neuen AS-Defirition durch DEU mrird sehr
positiv gewürdigt, die EinführurLg eincs AS-B eaufdagten der B Reg. von allen GespTächspartnemb-
Die Generalkonsulate haben mitEewlrkt. ihre Beiträze sind als Dateianlaae beiEefüft GK
Miaml von seinen AnsDrechDartnem an die einsdlärizen Dachomanisitionen veT`riesen.

8ez.
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Generalko"ulat Boston

I!etreffi

hkr:
Be"g:
Zweck:

Vrisser:
Gtsdäftüeichcn:

Umsetzung des Pariser Klimaabkommens

Neue irmovative Ansätze zu C02-Reduzierung im VeTkehrswe§en

1.      ZusammenfaLssungundwertung

Die vollmundige Ankündigung von Bostons Bürgermeister Wälsh, bis 2050 Boston zu einer C02 -
freien Stadt zu machen, unterstreicht den Anspmch der Stadt und der Region, bei der Umsctzung
des Pariser Klimaabkommens und ehrgeiziger Klimaziele in vorderster Reihe zu stehen.  Mit
neuen staadichen lniüativen zu VerbesserLmg des Klimaschutzes wil] man das nwe are still in"
mit l.eben eTffillen. Neben deT Steigerung der Energieeffizienz urii.d insbesondet.e verstärkt über
gesetzliche Maßnahmen nachgedacht. das Transport- und Verkehrswesen zu reformiereri, das ca.
40 % des C02 -Ausstosses verursacht.

Am Beispiel von Massadusetts zeigt sich in der öffentlichen Diskussion, dass befürchtete
unpopuläre Maßnahmen utie die Anhebung der Benzinsteuer oder der Mautgebühren einer
forcierten mchhaltigen Klimapolitik sehr schnell enge Grenzen setzen können, auch mit
Rücksicht auf die im nädhsten Jahr anstehenden Gouvemeuswahlen. Ohne den Ausbau und die
Veib essening des öffendichen Transportwesens dürfte es sch"tierig sein, die Reduktionsziele im
privaten und öffenuchen Verkehrswesens zu erreichen.

Die Förderung von E-Mobflität und kollektiven Fahrdiensten in ubanen Räumen (unter
Nutzung.von seff-driving cars) werden als wirkungsvolle Hebel angesehen, um lnvestoren auch
für den K)imaschutz zu mobiüsiereiL Angesichts der rein marktwirtschaftlich angelegten Politik
zur Emission§reduktion werden wie beim Thema Energieeffizienz oder Off-/Onshore Windkraft
die weitreichenden Pläne zu Erreichung der Klimaziele anerdings nu erreicht werden könneiL
wennWirtschaftundVerbrauchergleichemaßendenstaatlichenReformplänenfo|gen.An
Optimismus mangelt es beiden Seiten nicht.

11.     Handlungsempfehlungen

Feedbadt:Bit.edenker.Siedarar.derAVRückm€ldungai[fBericl`tundHandlungsempfthhJngziigeben.
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111.    Im Einzelnen

EinregionalesCap-and-trade-SystemalsLöstingsansatzztirC02-Reduldionim
Tmnsportwesen?

Massachusetts hat §ich 2008 zum Ziel gesetzt, bis 2050 den C02-Ausstoss um 80% unter die
Marke von 1990 zu Senken. Während die Kraftwerksemissionen seit Begim des RGGI-Ca.p-and-
trade-Systems 2009 auf  17% des Gesamtausstosse§ in Massachusetts gesenlst werden konnten, ist
der CÖ2-Ausstoss im Vei.kehrswesen konstant geblieben (Anm: der Regional Gi.eenhouse Gas
lnitiativeßGGl gehören CT, DI:, DC. MD, MA, NY, RI. VT).

Im KTeis der Neuenglandstaaten besteht Einigkeit. dass nu mit einem regionalen und
marktbasierten Ansatz die C02-Reduktionsziele im Verkehr§wesen zu erreichen sind, ähnlich
wie bei den Kraftwerksemissionen. Ob das marktbasierte RGGI-cap-and-trade-System auch zur
nachhaltigenErreichungderK]imazieleaufdasVerkehrswesenübertragenwerdenkann,blcit]t
allerdings abzuwaTten.

Massachusetts kommt unter den Neuenglandstaaten traditionel) eine Vorreiterrolle in der
Energie- und Klimapolitik zu.  Eine einseitige Erhöhung von Benzin- und Heizölpreisen in
Massachusetts dürfte nadh Ansicht von Experten nLür eine begrenzte Wirkupg zeigen und zudem
bei Verbrauchem und Berufspendlem sehr unpopulär sein, da der öffentliche Nahverkchr nicht
in gutem Zustand ist und oft keine attraktive Altemative zu Nutz`mg des eigenen PKW ist.  Vor
den im November 2018 anstehenden WahlerL bei denen sich Gouvemeu Charlie Baker erneut
bewerben urill, ist mit Steuererhöhuqgen ohnehin nicht zu rechnen. Epeiten raten deshalb.
auch unter volkswirtsdafdichen Gesichtspunkten verstärkt auf E-Mobil£tät zu setzen. Ein
hierduTch erhöhter Stromverbrauch könnte den einheinrischen Energieversorgem zugute
kommen, während Steuerausfälle aus dem KTaf"offverkauf begrenzt sein würderL da schon
bisher die Gewinne überwiegend aus Massachusetts abfliessen.

AutonomeFahrdiensteniitHektroantriebzuVerringerungdesC02-Ausstosses.?

Innovativ ist der insb esondere bei Verkehrsplanem deT Stadt Boston und Start-ups eifrig
diskutierte Ansatz, die Förderung des autonomen Fahrens mit staatlichen Maßmhmen zum
Klimaschutz zu verbinden. um Synergieeffdcte zu erzielen. Insbesondere die Stadt Boston hofft
duch einen auf privat`rirtschaftlicher Basi§ organisierten ubanen lndividualverkehr mit
selbstfahrenden TaxidierL§ten und Bussen. die sukzes§iv auf Elektroantrieb umgestellt werden
könnten, 8'eine ambitiösm Klimaziele zu erreiden ("We are America's climat€ champiom."
Bürgemeister M.J. Wälsh). Die Verkehrsplanung im Stadtstaat Singapu dient Start-ups dabei als
Vorbild, Eine Umsteuung des lndividualverkehrs auf C02-neutrale Fahrdienste erscheint auch
wegen der enorm hohen lnvestitionstosten in den maroden öffentlichen Nahverkehr
naheliegend. Weder der Staat Massachusetts, dein die Betreiberfima von U- und S-Bahnen
gehört. noch die Stadt Boston sind bereit und in der Lage, die Kosten hierfür aufzubringen bzw.
duch Steuererhöhungen zu finanzieren.

B ereits jetzt werden von dem loka]en Startup Nutonomy in Zusammenarbeit mit dem Uber-

Feedback.`Biuedenker\SiedararLderAVRückmeld:ungaufBerichtundHand\ungseri\pfiehlungzugeben.
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Konkurrenten L)ft autonome Fahrdienste  (hit Benzinmotor) getestet. Ob im zweiten Schritt
eine vollständige Umstellung auf C02-neutra]e E-Mobilität erfolgen wird, dürfte im
Wescntliden von der flächendeckenden lmplementiemng des autonomen FahTdienstsystems in
Boston als Business Mo del abhängen.

Was Boston mit dem "B ig Dig'. (unterirdisde Verlegung des Stadt-und Durchgangsverkehrs) in
letztendlich i5 }ahren geschaffi hat, könnte auch bei der Umwandlung des innerstädischen
VeTkehrssystems zur Eneichung der Eaimaziele gelirLgen - ob 2030 oder 2050, an Optimismus
und Engagement für den Klimaschutz fehlt es in Boston nicht!

Feedba&:Bittedenkensiedaran,derAVRückmeklunga4?ericl`tiindHaridlungsempfiehlui'igzugebeTL
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Bot§chaftwashington

Betreffi

hier:

Bezu8:

Zweck:

Verfasser:

Gegdäftszeichen:

Gtiantai.am o -eine -`inendliche Geschichte-'?

Executive Order zur Offenhaltung des Gefangenenlagers

1.      Zusammenfassungundwertuiig
Das Kapitel „Guantänamo" "rird unter der Tmmp-Administration erwartungsgemäß richt
geschlossen - und eventuell sogar weitergeschrieben

Die ain 30.1.18 unterzeichnete E)ceczJtt.ve Ordcr on J+ofecting America 7hrough Lauri+I Detem.on
o/ T€rrDrists" Tnacht die „Schließungsanordnung" der Obamai-Administration von 2009
Tückgängig. Sie gestattet zudem die Überstellug weiterer Häftlinge ia das Gefangencnlager -
aber grundsätzlich weiterhin auch die Verlegung (mns/er) a±±sidiesem.

Die E.O. setzt entsprechende Wahlkampfaussagen des PTä§identen um und hat klare politische
Sigiialwirkung - die sofoit in der Sta£e o/ tJie Uriion genutzt wurde (vgl. Bezugs-DKOR).
In der Praris formalisieTt sie aber zunäch§t nur den Status Quo: für die verbliebenen lnsassen
hatte sich jegliches „window of opportunity" faktisch §chon am Zi.01.2017 geschlossen.
Gleichzeitig ist es der US-Regierung aktuell bereits per Gesetz (verankert im
Verteidigungshaushalt NDAA) gestattet, unter bestimmten Vorauss€tzungen Guantanamo-
)nhaftierte in Drittstaa.ten zu üt)erstellen (nicht zulässig ist cine Überstellui\g in den Jemen, nach
Libyen, Somalia und Syrien).
Auch das Folterverbot utird duch die neue E.O. nicht angetastct. Hier sind US-Behörden seit
dem Mccaz'n-reinsf€!n Ariti-rorturt. Airiendment im NDAA 2016 gesetzlich die Hände gebunden.

Eine eventuell Substantiellere Neuausrichtung "rird erst in den nächsten Monaten sichtbar
werden: Die E.O. mandatiert eine Überprüfung des „Umga.ngs niit Kriegsgefangenen inkl. der
Überstellungsgrundsätze na.ch Guantinamo" („th€ dipos].tion o/ fndi.vidua!s c'apttired t.n
connection witi c[n amed conf lict, inctud:i:ng po\icies govering transfier of individiials to US. Naval
Stati.on Guantdriamo Bay"). Das Pentagon muss nun federführend innerhalb von 90 Tagen
entsprechende ressortübergreifende Empfehlungen erarbeiten.

EingroßesMedienechoistbisherausgeblieben-derAuftragzuOffenhaltungwarpolitisch

Feedbadi:BitbedenkeT\Siedaran,derAVRüclimeLdungaufBerichtiLr\dHandlungseTT.p|ehlungzugeben`
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erwartet und die geplante veröffentiichung der E.O. vorab dudgestochen worden, AUßerhalb   .
eines kleinen Kreises engagier[e[ Gegner (ACLU, Close Guantammo, HRW), die auch diesmal mit
kritischen Statements an die Öffentiichkeit gingen, ist ein zivilgesellschaffliches lnteresse kaum
mehr wahmehmbar.

11.     Handlungsempfehlungen
--entfällt --

111.    Im Einzelnen

1.          „Guantanmo Bay [...] which by theway, we are keeping open [,..]" (D. Tmmp, 02/16)

Die praktischen Ausrilkungen der E.O. dürften -zunächst-beschränk bleibeii. Die
Schließungspläne dcT Obama-Administration von 2009 galten schon bald a]s ponstarter". Dcr
republikanisch dominierte Kongress warf flmen regelmäßig legislative Steine in den Weg- ua,
seit 2010 durch regelmäßig emeuerte Verbote, Finanzmiftel für den Bau von GeFängnissen auf
dem US-Festland bzw. eine Überstellung o der Freilassung von Guamtanamo-Inhaftierten in die
USA aufzuwenden.

Die Obama-Admiri§tration ging daher bald zu einer Strategie über. die Zahl der lnsassen duch
ÜberstellungeninAufnahmeländer(Heimat-bzw.Drittstaaten)aufeinen„hartenKem"zu
red`izieren. Die§ gelang ihr trotz einiger »last minute'.-Bemühungen nu in Ansätzen: Seit
21.012017 sind unverändert noch 41 Personen inhaffieTt, fünf gelten als .cTear€d/or rezease~.
Hintergründe zLir weiteren lnhaftiening dieser fünf Häftlinge sind nicht b€kannt. Mit F"sident
TrumpsAmtsantritt`A/urdenzunächstÜberstellungenausGuantanamogrundsätzlichgestoppt.
Von den resdjden 36 w`irden drei duch eine Militärkommission verurteilt. sieben sind vor
Militärkommissionen angeldagt. Es ist öffentlich nicht bekannt. gegen wie viele der übrigen 26
Häfflhge noch Anldage erhoben werden SoU, bzw. wie viele Häftlinge ggf. als /orcver prisonersd
ohne Anklage daue]haft h Lager ved]leibcn.

Die neue E.0. unterstreidit - trotz langjähriger bekannter nationaler und intemationaler Kritik -
die Rechtmäßigkeit der lnhaftierung (,!ega!, sa/e, hiJrriaLri€, and conditcfed consistent wi.th Uruted
Stafes and !n£emab.onaJ lo`A/").

Den lnhafäerten wird weiteThin -rie seit 2013 in Umsetz`mg von E.O.13567 (2011) praktizieit -
eineregelmäßigeÜberprüfungzugestanden,obderjeweiligeHäftlingnach"rievoreine
Bedrohung darstellt oder in ein Aufnahmeland überstellt weTden kann.

2.         d. and wete gonna load it up `rith some bad dudes, believe me, we're gonna load it tip"
0.Trump,02/16)

Mit der Neuaufnahme von Terrorverdächtigen qriiTde das faktische Aufmhme-MOTatorium der
letztenzehnJahJ€zuTückgenommen.GemdeeineÜberstellung§peziellvonISIS-Mitpicdem
könnte nad Einschätzupg von Rechtse}peTten im Zuge von Eaagen allepdiqgs die offenen

=Fää=E:::=;dgzl,p-Td-iJ?-d-cn-.Aüdtorindmftd`cu!ofmn,hnulffr
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l'ürdieÜberstellungauchvonUS-Bürgernbzw.aufUS-BodenfestgenomrnenenPersonen-von
Präs. Trunp wiederho]t üernLati§iert - bietet die E.O. bisher keine Anhaltspunkte: sie wäre nach
Mein`ir\g von Rechtsexperten mit Blick auf die AUMF auf juristisch noch wacldigerem Grund.

Guantanamo-Inhaftier[e versuchen auch weiterhin, ihre lnhaffierung in Guantänamo vor
oi.dentlichen Gerichten mittel§ „hab€as copißg-Khgcn anzufechten. Zuletzt erfolgte dies am
16.012018 - dem 16. Jahrestag zum Bestehen des Gefangenenlageis - duch eine gemeinsame
Khge von elf HäfflingeiL Sie beriefen sich auf US- und intemationa.le Gesetze, die keine
daüerhafte lnhaftierung ohne Anldage zulas§en würden. Präsident Trumps wiederholte
Anlündigungen, sie weiterhin in Haft zu halten. \iriirde nicht die individuellm Umstände der
Häftlinge berüdcslchtigen, sondem stattdessen auf seiner Ablehnuqg gegenüber Muslimen
basieren.

In Guantäna]no ururden bisher insgesamt 780 Personen festgehalterL Seit Bestehen des
Gefangenlagers wurden insgesamt Z6 Insassen angek)agt. acht von einer Militäi.kommission
veTurteilt, Nach DNI-Angaben haben sich 12Z überstellte lnsassen emeut terToristisch betätigt.
Die jährlichen Kosten für den Betrieb des Gefangenenlager betragen lt. Human Rights First i.d.
445 Mio. USD, dh. derzeit mehr als 10 Mio. USD pTo lnsasse.

=___

ftodbadl..8ftL€denEimSicdamrLderAVmclmcldingai¢fBcrichtundJldnd!tmgsemi]/bhhirigzugebe7i
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1.      Zusammenfassungundwertung
floridahältRapg2derUS-BundesstaatenimHinblid{aufHasslriminalität,so
OrganisationerL die sich mit diesem Thema auseinaindersetzerL Dies scheint im Widerspruch
dazu zu stehen.  dass der Begriff Hasskrimimlität im Staat Florida bereits seit 1989 eine
eigenständigc jüristische Relevanz hat und dcT Blick ins Gesetz den Eindruck aufkominen lassen
könnte, dass Florida über ausreichend eindeutige repressive Gesetze einerseits sorie präventive
Vorschriften aiidereT§eits (z,B. Pffidt zur Auswertung der Vorfälle zu Vcrmeidung zulünftiger
Hate Crimes) verfügt.

Das Motiv Hass stellt im Rahmen der florida. Hate Cfimes Statutes ein Qualifikationsmerlmal
dar. Jede Ordnungswidrigkeit bzw. Straftat wird bei Nachweisbarkeit einer entsprechenden
Motivation in Bezug aiuf das Stafmaß reklassifizier[ und Schäifer bestraft (Fla. Stat, §§ 775.085(1)).
Doch nicht nur im Strafrecht nimmt Hasskririnafität in Florida de jue eine Sonderrolle ein.
Auch die zivilrechtlichen Folgen von Hasskriminaüüt w`irden ausgeweitet und bspw. etwa für
die Opfer derartiger Verbrechen die Möglichkeit gesdaffen, in einem Zivilprozess
Schadensersatz in dreifacher Höhe geltend zu machen (fla. Stat. § 775,085(Z)).
(Festgehalten werden muss, dass "Hate Speach" (Hassi.ede) in dei) meisten Fäl]en dud die
Meinungsfreiheit,verankertimFirstAmendmentderUSVerfassung,geschütztist.)

und Homose"elle leben und der Anteil der Sch`x/arzen an der G€§amtbevöuterung bei ca. 17%
liegt,istdieZahlderHateCrimes,beideneneszueinerVerurteüungkam.2017imVeqpeich
z`imvoriahrum4%gestiegen.
Die die Vorherrschaft der weißen Rasse propagierende GTuppierung „Stomfront", die 1995 in
West Palm Bead von Don Black - einem ehemaligen Ku Klux Klan-Führcr - gegTündet iA/urde.
hat mftderweile von Florida aus sdion mehr als 300.000 Mitglieder akquiriert. Die Website der
GruppewirdvonExpertenalswichtigsteTAnlaufpunktffirWhiteSupremacistsbezeichnet.

Feedbadi:BittidenkmSiedamn.derAVRückmeldu.igaSBeridh.uriHandlungsempfiel`1ur.gzugeben.
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Die Dunkelziffer bei Hasskrinrinalität wird von Experten hoch veranschlagt, die Strafverfolgung
isthäufigproblematisch.

11.     Handlungsempfehlungen

Kenntnisnahme

111.    Im Einze]nen

„20i7: The year in Hate and Extremism" lautet der richts Gutes verheißende ntel eines aktucuen
Beitrages des Southem Poverty Law Centers (SPLC). Aus der infoimativen „Hate Map" des SPLC
geht hervor, dass aktuell in Florida in§gesamt 63 Hassgruppen aktiv sind,

Hasslrimimlität wird in florida von den Strafverfolgungsbehörden gemäß dem Hate Crimes
Rcporting Act (FlaL Stat. § 877.19) dem Florida Department of law Enforcement (FDLE) gemeldet.
Die Generalsstaatsanwaltsdaft veröffentlicht jährüch eine Auswertung der eingegangenen
Meldungen.
Bei einer BevölkerLmg§zahl von ca. 22 Mio. kam es danaLch in florida im Jahre 2016 zu etwa 124
Hassverbreden,diezueinerVerurteüugfühT€en.Davonwaren41,9%ras§istischmotiviert.
36,3% richteten sich gegen die sexuelle Orientieruiig der Opfer, 21°/o gegen deren ReHgion. Es
wird zwischen StTaftaten gegen Personen (70%) sorie das Eigentum trcffenden Strafhten (30%)
unter§chicden. Bei der Stadt mit den meisten bekamt gewordenen Hassverbrechen (18) handelt
es sich um das vor allem für seine bunte homosexuelle Szene bekamte Miami Beach.

B eobachter gehgn davon aus, dass die tatsächliche Anza.hl duch Hass motivierter Straftaten
tatsächlich erheblich höher liegt. Seriöse Quellen sprechen vom 40fachen. Da.für werden
verschiedene Gründe gesehe"
--   die Staatsanwaltschaft muss nidLt nu die zugrunde liegende Straftat „beyond a reasoiiable
doubt" nachweisen. sondem äls zusätzliches qualifizierendes Merkmal eben auch die Motivation
des Täters duch hassgeprägte Vorurtene.  Die Qualifikation d.er Straftat kann sich aus Aussagen
des Täters während oder nach der Begehung odeT duch Veiwendung bestimmter Symbole   .
(Graffitinattoos) ergebeTL  ln der Vergangenheit führte oft auü eine bekannte Verbindung des
Täters mit „extremist groups" zu Einordnung als Hassveri)rechen.  Diese Zuordnung gelipgt
mangels Beweismitteln oft nicht.
--   Seit der I:inführung der so genannten "Plea Deals" ist zudem die Duchfühnmg eines
Hauptverfahrens mit sorgfältigen Ermittlungen,  ausführlicher Beweisauhahme und -
würdigung zur Ausnahme gewoTden.  Im Gegenzug für ein Ge§tändnis wird nach einem
mindcren Straftatbestand verurtüt und/oder ein Teil der Tatvorwürfe fallengelassen. Dies ist
zum einen richt ohne Konsequenzen für die Qualität der Ermittlungsabeit geblieben und legt
nahe, dass insbesondere schwer nachzuweisende Sathverhalte bevorzugt vorgerichtlich durch
dieStaatsanwdtsdaftbeigelegtwerden.
--   Die Statistiken sind kritisch zu betrachten. Problematisch ist beTeits, das§ die Daten auf
lnfomationen der Strafverfolgungsbehörden beTuhen, die das nationale Unifoim Crime
Reporting program OCR) des FBl benutzen. Die Teilnahme an diesem Progminm ist jedoch
frei"8.
-  Das Anzeigeverhalten der Opfer führt zu einer eihebliden Verzeming der Erhebungen.
Nad einer EinschätzurLg des Bueau of Justice zeigt dJe Hälfte der Opfer die Tat bei der Poüzei

Feodbac\.: Btt.e denken Sie daran, deT AV Rücl\meldi.ng aS Berid\t und Handlungsempfiehlung zu geben.
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richt an, wefl sie glaubt, dass dje Polizei nicht heffen kam oder vrill. Selbst im Fälle einer Anzeige
sind die Polizeibeamten häufig nicht für das Erkennen und die Aufzeichnung von Hate Crimes
gesdult. Als Folge werden viele Hate Crime§ zunächst nicht a]s solche identifizieit und nidt
entsprechendbearbeitet.
•-Für die voreingenommenheit auch von Angehörigen deT strafpeTfo]giingsbehörden
spricht, dass im Vergleich zu ih[em Anteil an der FL Bevöü(enin\g viel mehr Sdwarze zu
Haftstrafen verurteilt werderL die abhängig vom Landkreis bis zu dreimal so lange ausfallen
können, äls für Weiße bei sonst vergleichbarem Sadverhalt.

Die aktiven Cruppen in Horida lassen sid untcrtcilen h den Ku mux man (8), Gruppierungen
gegenLGBTI(4),Gruppierungeng€genMuslime(9),schwarzeSeparatisten(21),Chrisdid-
Identitäre (Christian ldentity. 1 Gruppe), Hass aügmein (S), Neo-Nazis (5). rassistische
Skinheads (4). weiße Nationalisten (4), Holocausqeugner (i) und Neo-Konföderierte (6).

Hate Groups fallen richt mehr nu duch kriminelle Übergriffe auf Minderheiten auf, sondem
vor aüem auch duch medienwirksame Demonstrationen und dud ihre aufwendigen und oft -
wenigstens auf den ersten Bück - eimehmenden lntemetauftritte. Relmitierung von Anhängem
und die Fimnzierung der Gruppierungen laufen heutzutage online und überregional.

Die in Florida ansässigen Hate Groups haben aufwendige Websites, die zu Engagement in den
Gruppen auffordem. So heißt es et"n auf der Seite der l.egal lmmigrants for America, einer Anti-
Imnigranten-Gruppe aus Winter Springs: .Support LIFA today and help LIFA save the USAl".
Auf der Seite von „ACT! For America", eineT anti-muslimischen Bewegung; die auch in norida
vertreten i§t, werden Tickets für eine gTOßc Konferenz beworben, die im SeptembeT diesen Jahres
stattfinden utird. DeT beeindruckende, zunächst sehr seriös wjrkende lntemetauftritt der
Organisation ähnelt dem einer Partei (siehe Anhang).
Zu den Aktivitäten der Gruppierungen gehören Protestmärsche und Kuiidgebungen der
Mitglieder sowie das Verteilen von flycm in deT Öffenüchkeit und die Herausgabe
encprechender Literatur.

Eingängige Parolen auf der floridianischen Ku Klux Clan-Website wie pprotect the future for the
youth of today. Give the tourist a reason to come to Florida. We have more to offer than Disney,
Bike Wedc, and miles of saiidy beaches-, locken den Leser mit einem Gefühl von SicheTheit `ind
Patriotismus. Währmd in anderen Staaten dle Anzahl der Ku mtix Clan-Gruppen in den
letzten Jahren abgenommen hat]en soU, ist in florida das 6egenteil zu beobachten. So gab es
2014 nu zwei aktive Grupi)en,  im Jahre 2015 bercits fünf und 2016  insgesamt acht. Die aktivsten
Ku K]ux Clan- Gruppierungen sind in Zentral- und Nordflorida angesiedelt, insbesondere in
Cape Coräl, Hud§on und Jacksonville, In Hudson konnte zuletzt im 7uni 2017 ein gTOß angelegtes
öffendichesVerteilenvonflugblättembeobadbtetwerderL

Der Aufbau der rechtsextremen Website n Daily Stormer-, auf der man auch mch
floridaspezifischen Meldungen ffltem kam, erimert auffälllg an ein online-MedienportaJ, Die
hochfrequentierteWebsiteutirdtäglichaktualisiertundhatcinenhohenWiedereikennugswert
(siehc Anhang). So kann man sich auf deT StaTtseite zunächst über den neusten faatsch und
Tratsch über weltb ekannte Promis infomieren, bevor man mit anderen Mitgliedem in einem
interaktiven Forum über aktuelle Themen  diskutiert.

Die vielseitigen Erscheinungsfomen der Hate Groups in Florida haben mitderweile die
AufmerksamkeitderÖffentfichkeitaufsichgezogerLTageszeitungenwiederrenommierte
"Miami Herald" und der Radiosender WLRN (Südfloridas nDeue§ch]andfunk'? berichten kritisch

Feedbadi:BitiedrienSledamrtderJWRnclm€ldiLngaqBerifhtundHaiidlungsempfiel\hingzugeberL
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über aktuelle Zahlen und Ereignisse.

Dies kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Aktivitäten der Hate GToups offensichtlich
weiterhin und möglicheiweise zunehmend bei einem Teil der floridianisden Bevöu(erung einen
Nerv treffen und, von der eher theoretisden Strafbewehnmg abgesehen, wenig getan wird, um
Ras§ismus und anderen Ausgrenzungen entgegenzutretei`.

i==
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1.      Zusammenfassungundwertung
Die Todesstraife (TS) in den USA ist eine§ deT richtigst€n Memhemechtsthemen in der Arbeit
der EU-Botsüaften in Washington. Die Verurteilungs- und Voüsti.eckLmgszahlen sinken seit
Jahren:  20i7 wurden 39 TodesuTteile verhängt (1998: 29S); 2017 wurden 23 Urteile vollstreckt
(1998: 99). Aldiell sitzen 2.800 Menschen in den Todestrakten von US-Gefängnissen ein, darunter
5 deutsche (Doppel)Staatsangehörige. 1 deutscher Todesstrafenkandidat in Alabama ist noch
nicht rechtskräftig verur(eflt. In 31 Bundesstaaten kann die TS weiter verhängt und vollstTeckt
werden, in allen andegen gelten Moratorien oder die TS wurde abgeschafft. US -Präsident Trump
forderte im März 2018 öffentlich die Einführung der TS für Drogendealer. Und auch, wenn die
Umsetzung politisch undenkbar ist und als Wählkampf]hetom abgetan werden muss: Dei
Gouvemeu von lllinois, Bruce Rauner (R). hat erst kürzlich die Wiedereinfühning der TS für
Polizisten- und Massenmörder gefordert.

Die zunehmenden Schwierigkeiten der Bundesstaaten b ei der lega]en Beschaffung der für die
Hini'ichtungen benötigten chemisden Substanzen führen z`ir Verschleierung der
BesdaffurLgswege (secrecy laws) so`rie zur Anwendung nicht erprobter. u,U. untauglicher
Substanzen.ZudemwerdenimmerhäufigerauchalternativeHinrichtungsmethodenerörtert.
die vorgeblich human und sdmerzfrei sein sollen: Im April 2018 unterschrieb  die Gouverneurin
von Oklahoma , Mary Copeland Faüin (R) , ein Gesetz , mit dem in Ok]ahoma die Hinrichtung
mittels Stickstoff ermöglidit urird (nitrogen induced hyporia), In Ohio gibt es eTste
ÜberlegungenzuWiedereinführungdeselektischenStLhl§.

DasLandistlnderFragederTSpolitischundgesellsdhafdichweitertiefgespalten;Gegnerund
Verfechter dei. TS stehen sich unversöhnlich gegenüber. Der Vüsuch von Aramis Ayala, der
Staatsanwältin für dje Counties  Orange und Osceola in Florida, h den von ihr angeklagten
Fällen künftig nicht mehr dje TS zu fordern. `A/urde von Gouvemeu Rjdk Scott (R) im Keim
erstidkt: Er entzog ihr sämtliche Verfahren, in denen die TS verhäi" werden kann. Sein
Vorgehen w`irde  vom florida Supreme Cout mit S:2 Stimmen bestätigt.
DieTSindenUSAstehttrotzseitJahrensinkenderZu§timmungsrateninderBevölkerung(Pew
2016: 49% dafür, 42% dagegen) noch lange nicht vor der Abschaffung. Im April haben
belspielsweise beide Kammem des Parlaments in New Hampshire für einen Gesetzentwurf zur
Abschaff`mg der TS gestimmt. Gouvemeu Chris Sununu (R) wfll das Gesetz jedoch nicht
unterzeichnen und sein Veto einlegen.

Feedbadk:BittedcnkenSiedamr+derAVRackmeldiLngadBeTicht`indHandliirigsempfthlungzugeben.
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11.     Handlungsempfehlungen

111.    Im Einzelnen

lm Rahmen einer von der EU-Delegation organisieTten Reise der MR-Referenten nach Ohio
konnteninGesprächenmitwichtigenAkteuenverschiedeneAspektederTSbeleuchtetwerdenL
OhiohatVollstreckung§terminebisinsJahr2023terminiertündnimmtdamitunterden.
Bundesstiaten mit TS eine Sondenolle ein.

Justizumfeld stammeiL Der Ausschus spricht seine Empfehlung an den Gouvemeur mit
einfacher Mehrheit aus, deT hieran nicht gebunden ist.
Angesichts der zunehmenden Verknappung von Substanzer] die bei Hinrichtungen eingesetzt
werden, stünde Ohio nicht so `inter Dmck rie andere Bundesstaaten. In Ohio sei die
Zusammen§etzung des Giftcodctails nicht gesetzüch festgelegt, die Substanzen daher
austauschbar. Man übeTlege aber Aftemativen, rie z. B. dic Wiedereinftlhrung des elektrischm
Stuhl§.
Das DRC sei alleinc ausführende Behörde, deren Aufgabe schlicht pto cairy out the death
waidend lautc. Hierfür häbe man ein öffentlich einsehbares Verfahrensprotokoll enmrickelt an
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das man sich streng ha)te, Häftünge. die zur TS venirteilt wurden, werden in separaten
Zellentrakten lnhaftiert und genießen einige Sonderrechte z,B. bei der Freizeitgestaltung.
Gleidwoh] achte man sehr darauf, dass diese Häffinge sich selbst und anderen nichts ant`m
können (Fesselung der Häftlinge bei Anwaltsgesprächen). I)ie Hinricht`mg werde erstmals 6
Wochen vor dem angesetzten Temin *eprobt": 30 Tage vor dem Temin werde auch der
HäftlingaufdieHinrichtungvorbereitet.DieÜberstellungnachLucasvilleeifolgeeinenTagvor
der llinrichtung. Dort bcstünde Gelegenheit zu letzten Ge sprächen mit Familien. Fi.eunden,
Amwälten.

OTSE - Ohioans to Stop Executions
Lob für die euopäischen Ausfuhrvebote sowie für die Albeit der US-weit agierenden NRO
gReprieve". Die Beschaff`mg des zu Hinrichtung verwendeten Giftcod¢ails werde dadud für

8 8 counties für die Mehrzahl der Todesstrafenfälle veranmmrdich.Die Hautfarbe von 'I`äter
und/oder Opfer spiele bei der StTafzumessupg ebenfalls eine gTOße Rolle: je dunkler der Täter
bzw. je heller die Hautfarbe des Opfers, umso eher lande der Täter im Todestral¢ Über 50 % der
lnsassen der Todestrakte in Ohio seien African Americans. hut OTSE müsse die anwaltliche
Verb.etung der Täter verbessert werden; der Weg hierzu sei eine verbesserte Juristemustildung.

igE:,T:a*Ps:i;:#fn:ide.ishFca|,ee:vLoo-:L:iLsdqs*ts2:u,eideen§
in Haft.  Nur wenige Tage vor Ts geplanter Hinrichtupg (2/2018) gewährte K. Aufschub bis zuin
2 7.10. u.a. da einer der danaügen Jur)mitglieder inz"rischen öffentlich von seiner Entsdieidung
abgerüd¢ ist. T. versucht eine Aufhebung des Urteils zu eTreichen, da er im ursprünglichen
Verfahren unzuTeichend verbeidigt worden sei. Insbesondere habe der damalige
Pflichtvefteidiger nicht auf dessen traumatische Kindhcit hingewiesen, die sich u.U. auf das
Strafmaßausgewirkthabenkönnte.
Grundsätzlich fehle es der Pflichtvefteidigung an Zeit und Geld für die Vorbereit`mg einer
cffdktiven Verteidigungsstratetie. Aud hätten Pflichtvefteidiger oftmals nur unzueichende
psychologische Kenntnisse und ließen daher ffühere tiaumatische Ereignisse bei der
Verteidigupg ihrer Klienten außer Acht. Eine späteTe Berücksichtigupg dieser Umstände sei
prozedural kaum möglich: ri you didn.t bring it up at trial, you cannot bring it up later". Der
Spagat z`risden einer oftmals gerechtfertigten Venirteiluqg und dem Finden einer gerechen
Strafe sei im jetzigen System kaum möglid.

Pre§see]Idänmg zu den MS-13 Jugendgangs leiste Befürwortern der TS Schützenhilfe. Es sei
schrierig, einen Menschen zu töten. Die Hemm§chwelle bei der Tötung von Tieren, als die die
Gangmitglieder bezeichnet werden. fiege niedriger. Stattdessen müsse man die TS
handhabbarer" machen: „to fix it wdl. statt ..to abolish", „to §hrink its reach and application".
Ansetzen müsse man hierbei bereits bei de[Juristenausbfldmg. In ohio dürfen nu noch      .
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besonders geschülte Strafverteidiger Fälle übemehmen, in denen die TS droht. Künftige
Staatsanwälte sollten beide Seiten der Medaillen kemen und zuvor Erfahnirig als
StrafverteidigeT gesammelt haben, zudem in den Stmfanti.ägen verinehr[ auf die TS vei.zichten.
Auch sei das von Befürwortern der TS wiederholte NaLrrativ, "die TS sei für die Opfer" falsch.

I)ie Generalkonsulate waren beteingt  .
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1.      Zusammenfassungundwertung
AM Pompeo hat Anfang Jlili eine neue „Commission on Unalienable Rights" vorgesteüt. Die
Kommission solle ehe Art Berate]krei3 für den AUßenminister sein, die einen „informed review
of the role of human rights in American foreign policy- vomehmen werde. Eine von Moral
geleitete AUßenpolitik müsse, so Pompeo im Wall Street Jouma] (7.7.). auf »unalienable rights"
fußen. Diese seien schon von den Vätem der US-Vrissung u.a. aJs „life, liberb7 and the pusuit
of hi}piness- besdhrieben worden, Es folgt eine kritisch beäugte Differenzierung: Man müsse
z"rischen diesen unveräußerüchen und damit universeuen Rechten und ad hoc von Regierungen
gewährten Rechten unterscheiden.

Wie sich die Arbeit der Kommission konkret auf die US-AUßenpoütik aus`rirken wird, bleibt
abzuwarterL Eine Verzahnung mit dem für Menschenrechte zuständigen Bureaiu of Democracy,

11.     Handlungsempfehlungen
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111.    Im Einzelnen

Aufgaben und Mit£Heder der "Commission on Unalnenable Rihts"

Die von P. ins Leben gerufene Kommission soll, so P„ dthe most profound reexamination of the
unaliemble rights in the world since the 1948 Universal Declaration" durchführen Dabei sollen
ganz grundsätzliche Hagen, die im Kem den Mensdenrechtskanon durchaus in Frage stel]en,
beat'beitet werden ("What does it mean to say or claim that somethipg is, in fact, a human right?
How do we lmow or how do we detemine whether that daim that this or that is a human right,
is true, and tiierefore, ought it to be honored? How can there be human ri8hts, rights we possess

granted or even eam, but simply by virtue of ou humanity belong to'Is it, in fact, true, as ou Declaration of lndependence asserts, that as

human beings. we - au of us, every member of our human £amily - are endowed by our creator
with certain unalienable rights?"). Die Kommission solle dazu Prinzipien enturickeln und so dem
AUßenminister beratend zur Sefte stehen -damit könne sie die US-Politik der Gründungsidee
der USA wie von Präsident Lincoln (Gettysburg Address: .a new nation, conceived in Liberty, and
dedicated to the pToposition that all inen are created equar) und Martin Luther King Jr. Ll have a
dreamq~Rede) beschwoicrL wüeder näher bringen.

P. betont, dass die Kommission überparteilich und aus Experten mit verschiedenen ®eligiösen
und politischen) Hintergründen zusammengesetzt sei. Tatsächlich dominieren aber konservative
Vertreter. Die designierte Vorsitzende Mary Ann Glendon. Juristin und Professorin in Havard,
ri)t als Ps Mentorin. 2018 erhielt sie die JVotre Dame Evangelium Vitae Medal" (richtige
Auszeichnung der Pro-Life-Bewegung); sie lehnt Kondome und andere Mittel der
Empfängrisverhütung sowie Abtreibupgen ab. Von 2008 bis Z009 war sie US-Botschafterin beim
Heiligen Stuhl. 1995 nahm sie an der Weltfrauenkonferenz in Peking als Veitreterin des Vatikans
tefl.

Reaktionen auf die EinberufunE der Kommission

Wähend Vertreter der rerierungsnahen Heritage F`oundation die Priorisiening von Rechten als
so selbstveiständlich wie die Priorisiemng von ln€eressen erachten, der ehemalige
PräsidentenbeTater Sebastian Gorka den Ansatz uneingeschränkt lobte und das libertäre Cato
lnstitute den Review zumindest grundsätzlich und soweit strik( am Maßstab der Freiheit
ausgerichtet befürwortet, fielen viele andere Reaktionen sehr kritisch aus.

SoschreibtdieNYTineimmMeinunLgsaitikel,dassAutokratenvonPutinbisXiJinpirig
veTaeichbare Kommissionen eingerichtet hätterL um von Menschemechtsverletzungen durch
die eigene Regierung abzulenken.

In einem Brief vom 23. Juli an P. betonen 23 demokratische Semtoren. das§ es keinerlei
Unklarheiten darüber gebe. was Menschenrecme seien. Die in der VN-Menschenrechtserklärung
soutie in zahlreichen intematiomlen Verträgen kodifizierten „inalienable rights" seien eindeutig.
Die US-Regierung stehe jedoch dem Schutz dieser etablierten Rechte zurücldianend bis feindlid
gegenüber. Insbesondere sehe man reproduktive Rechte, LGBTQ- und a.ndere
Minderheitenrechte in Gefahr. Die Senatoren fürchten, dass die Kommission gesthaffen worden
sii. um die Menschenrechtse}perten des State Department (insb. im Bure" of DemocTacy,
Human Rights and Labour ) auszuschalten. Sie zweifeln darüber hinaus die Rechtmäßigkeit der
Konurission an, dic nach dem Code of Federal Regulations "fairly balanced in its membership in
tems of the points o[ view represented and the functions to be performed" sein müsse. Diese
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B edingungen erfüllten die Mitglieder nidt.

lso NR0s drücken in einem Brief an P. die gleichen Sorgen aus. H`iman Rights Watch betont
darüber hinau§ im GespTäch mit uns, dass die Kommis§ion nidt nu eine Gefahr für die
AUßenpolitik darsteue, sondem aud im lnneren zu eineT Schwächuiig der Menschenrechte
ffihren könne, Die Kommission könne den duch den Präsidenten und andere oft schril]
vorgebrachten Positionen einen fundierten Anstrid geben.

Verankenirrunf!derKommissionindenStrdcturendesStateI)eDartment

Die Kommission wurde im Planungsstab des State Departinent konzipieri Die Leiterin des
Planuiigsstab, Eürion Sldmer, werde das SekTetariat der Kommission leiten. Im Gegensatz dazu
sdeint das eigentüd für Menschenrechte zuständige Bueau of Democracy, H`main Rights and
Labour nicht eingebunden zu sein.

Obwohl die Kominission. so P„ auch dazu beitragen könne, Internationale OTganisationen vrie
die Vereinten NationerL, deren Aufgäbe der Schutz der Menschenrechte sei. z`irück zu ihrer
eigentlichen Aufgabe zu führen, ist das für dje VN zuständige Burcau ebenfalls nicht involvier[ -
man \risse nu durch die öffentlichen Statenents, so die Koüegen dort, dass die Kommission
eingeridtet men sei.

Tffl=
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1.      Zusaminenfassungundwertung
1.          Laut einer Gallup umfrage aus demJahr 2017 bezeichnen sich 4,5 % der us-Bevölkerung
(rd. 11 Mio. Menschen) als LGBTI. Ihre gesellschafüiche l.age ist trotz deutlicher rechücher
Foftschritte duch Urteile des Obcrsten Gerichtshof in den letzten Jahren weiterhin
vebesserungsbedürftig. Seit dem Urteil vom 26. März 2003 (.Lawrence v§. Texas-) dürfen
einvcmeh"che gleichgesdilechtiiche sexuue Handlungen unter Volljährigen nicht mehr
best[aftwerden.SeitJuni201S(bobergefellvs.Hodges")istgleichgeschlechtlichenPaareninden
gesamten USA die Eheschließung gestattet. Die zuvor in 14 Bunde§staaten bestehenden
Eheverbote für gleichgeschLedtliche PaaTe wui.den für verfassungsridrig erklärt.

Die US-Verfassung und ihre Zusätze enthalten jedod kein Diskriminierungsverbot aufgrund dcr
sexuellen Orientierung. Der erstmals 1974 von Bclla Abzug vorgelegte Equality Act, konzipiert als
landesweites Sdutz- und G)eichstellungsgesetz, `i/ude zuletst im Febiiiar 2017 von den
DemokratenemeutinRcpräsentantenhausundSenateingdbracht.DerGesetzentwuTfhattein
beiden Häusem keinen einzigen republikanischen Mitzeichner. Mit diesem Geseü würde der
Civil Ribts Act aus dem Jahr i964 ergänzt und Schutzredte und Diskriminierupgsverb ote
aufgrund sexueller Orientierung, Geschlechteridentität uiid Geschlecht in vielen Bereiden
festgeschrieben, beispielsweise im Arbeitsrecht, dem Gesundheitswesen, im Bildungswesen
u,vm.SiewürdendaritaufdemgesamtenGebietdeTUSAge]ten.JedochistderEquaütyActbis
heute nicht veTabschiedet worden.

I)ie rechtliche Situation für LGBTI-Personen in den USA ist daher rerional unterschiedlich
geregelt, sie kann sich selbst in den Gemeinden eines Eundesstaates unterscheideiL lznmerhin ist
in 22 Bunde§stäaten und dem District of Columbia sowie in Puer(o Rico Dislriminierung aLLf
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GrundJage der scxuellen Orientierung verboten; in 20 Bunde§staaten, dem District of Columbia
sowie in Puerto Rico gilt dieses Verbot auch auf Grundlage der Gesdlechtsidentität.

2.           Seit Amtsantritt von präsident Trump scheint das bisher Erreichte zumindest teilweise
gefährdet, trotz seines Wahlkampftweets vom Juni 2016: „ I vrill fight for you (...)": Der Versuch
des Präsidenten, transgender Soldatinnen und S oldaten vom seit Z016 filr sie möglichen
Militärdienst vrieder auszuschließen, ist ain entschiedenen Widerstand von VM Mattis
geschcitert. Mit den sehr umstrittenen sogenannten „ Bathroom Bills" haben mehrere
Bundesstaaten (u,a, Mi§sissippi, North Carolina und Tennessee) Regelungen für den Zugaiig von
TTansgender-Personen zu öffentlichen Toiletten getroffen. die dafür nu das bioloasche
Geschlecht gel6en lassen. Infolge der breiten Diskussion um diese diskriminierenden Regelungen
hat Bfldungsmiristerin B etsy D evos die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Office for Civil
Rights in ihrer Behörde angeurieserL ab März 2018 systemischen Verletzungen von
Bürgerrechten et"n von LGTB I-Kindem in US-Bildungseinrichtungen nicht mehr nachzugehen
und aussdließlid einzelfallbezogene A§pekte von Beschwerden zu verfolgen. Bürgerrechtler
beklagen die Rücknahme von Regelungen aus der Obama-Zeit als gTavierenden Rückschritt im
staatlichen Bemühen, transgender Schüleiimen und Schüler sowie Studiet.ende in ihrem
schulisüen und universitären Umfeld zu schützen.

3.          Durch Nachbesetzung von Richterstellen am obersten Gerichtshof und den
Bundesgerichten mit konservativen Kandidatinnen und Kandidaten durch Präsident Trump und
seiner Administration wird die amerikanische Bunde sjustiz zunehmend konservativer
ausgerichtet. Die Richter des Obersten Gerichtshofes werden überdies auf Lebenszeit ermnnt
und prägen duch ihre Gr`indsatzuTteile die geseuschaftliche Entwicklung des Landes über
Jahrzehnte.Zivihechtsorganisationenbefürchtmdaherküiffigverstärktenjuri§tischen
Gegenwind für die zahlreichen und mangels eines breiten politischen und gesellschaftlichen
Konsens derzeit ohnehin nu auf dem Rechtsweg uznzusetzenden B estrebungen zur
Gleichstellung der LGTBI-Gemeinde.

Mit dem Urteil im Fau „MasteTpiece Cakeshop vs. Colorado Civil Rights Comrission", in den
Medien als „Wedding Cake Case" bekannt geworden, hat der Oberste Gerichtshof die eigentüche
Frage, ob ein Untemehmen schwule und lesbische Kunden uiiter Hinweis aLif die
Verfassungsrechte aus dem 1. Zusatz zur US-Verfassuiig (Meinungs- und Reugionsfreiheit)
di§kriinirieren dürie, letztlich nicht entschieden, Da3 Urteil beschränkte sich auf die Feststellung
der vom klagenden Konditor gerügten Verletzung dieser Rechte durch die
Zivilrechtskommission von Colorado. Ein ähnlich gelagerter Fall einer floristin aus dem
Bundesstaat Washington, die §ich geweigert hatte, einen Blumenstrauß für eine
gleichgeschlechtliche Hochzeit anzufertigen. wurde vom Obersten Gerichtshof nicht zur mage
angenommen. Doch der ObeTste Geridtshof könnte eine zweite Chaince erhalten: Bäcker
Phillips aus Lakewood, Colorado, hat vor zwei Monaten den Auftrag einer Transgendei.frau zur
Herst€llungeinerblau-rosaGebuitstagstorteerneutmitHinweisauf§ehereligiöseÜberzeugung
abgelehnt. Gegen das Verfahren vor der Zivilrechtskommission von Colorado hat Phifipps
inz`rischen Klage bei einein Bundesgericht eingereicht.

4.           Von den lt. FBI-Statistik im Jahr 2016 in den usA veTübten rd. 6,100 Hate crimes
entfallen rd. 1.000 Fälle auf Straftaten gegen die sexuelle Orientiemng der Opfer und rd. 120
Fälle. die die Geschlechteridentität der Opfer zum Anlass hatten. Angesichts von rd. 1,2 Mio.
Gewaltverbrechen in den USA eine verschwindend geringe Zahl, Dies ist aber lt.
Büigerrechtsorganisationen alLehe dem Uiiistand geschuldet ist, dass keine zentralen
Meldepflichten für gegen LGTBI-Menschen begangene Straftaten bestehen.
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5.          Die Razzia auf das Re§taurant stonewall lnn am 28. Juni l969 in New Yok gilt als
Startschus§ für die zunächst schmile BürgerTechtsbewegung in den USA. Inzurischen kämpfen
finanzstaTke und einflussreiche Organisationen wie Huinan Rights Campa.ign für die
Gleidistillung der LGTBI-Gemeinde in den USA Untemehmen von LGTBI Firmengründem und
Mamgem sind längst ein Wirtschaftsfäktor und vernetzen sich zunehmend auch international.
In April hat der Dachverband NGLCC ein MoU mit der OTganisation Amerikanischer Staaten
(OAS) zur Zusammenabeit mit LGTBIHandelskammem in Südamerika untcrschrieben. Und
auch in der Politilc ist die LCTB t-Gemeinde im American Mainstream aqgekommen: Mit
ChTistine Ha)lqiist 0) kandidiert in Vemont ersmals eine Transgenderfrau für das
Gouverneursam

AUßenpolitisch sehen sich die USA auch nadh ihrem Rückzug aus dem VN Menschenrechesrat als
Vorreiter für Menschenrechte. Der US-Kongress zeigt stch weiterhin Jrighly supportive" füT die
Arbeit der Aboeilung Democracy. Human RiBhts and Labour im US-AUßenministerium (Do§).
Der Haushaltsansatz für die MR-Afbeit des DoS stieg im Haushaltsjahr 2018 um 35 % auf 55 Mio.
USD. Nutznid§er ist ua. der vom State DepaTtment im DezeinbeT 2011 ins Leben gerufene Glbbal
Eq`iality Fund (GEF). mit dem weltweit Prqjekoe zur FÖTderung und zum Schutz deT
Menschenrech€e von LGTB I-Personen u"erstützt werden. Deutschland ist über OR06 im GEF
engagiert und richtet im OktobeT dJ. das Herbsttreffen in Berlin a`is. Die 2015 geschaffene
Position des US-Sondergesandten für die Mensdenrechte von LGTBI Personen ist allerdings seit
November 2017 vakant.

6.          Die Generalkonsulate haben ritgeuririst. mre Beiträge zu den einzelnen Bundesstaaten in
den Amtsbezidccn finden sich in der Anlage. Das GK San Francisco lcgt seinen Textbeitrag
s"Vor.

IL     Hand]upgsempfthlupgen
Kenntnismhme und weitere VeranlassurLg

111.    Im Einzehien

entfäüt

gez-

Feedbadi:Bittedenl¢ensiedamn.derAWRndimddiirigai}fBeridiLundHandlungsempfchlumgzugeben

Seite 3 von 4



















1



2





j



1.      Zusammenfassungundwertung
Die USA profitieren seit ungefähr 10 Jahren von einer kauni für möglich gehaltenen
I:nergierevolution, die zu s ehr riedrigen Energiepreisen und sogar Energieexporten geführ[ hat.
Die Revolution wurde möglich duch die Exploration nichtkonventioneller Öl- und
Gasvorkommen (.Fracking"). D er Boom urirkt sich in der lndustrie etlicher Bundestaaten aus, hat
zum anhaltenden Wirtschaftswadstum der USA beigetragen und hat die geostrategische
lnteressenlage (Naher Ost€n) verändert. In den büatera]en Energiebezieh`mgen finden oft die
politisch motivierte Ablehnung der Pipeline Nordstream 2 und das Thema LNG Expor€e große
Auherksarieit.

Auf der internationalen Bühne der Klimapolitik markieTen der angekündigte Austritt aius dem
.,Pariser Klimaal)kommen" und die Poütik der American Eneigy Domimnce" die Politik deT
USA. Dic Treibhausgas(THGrEmissionen der USA sind §eit 2005 wegen des anhalten Rückgai)gs
der Nutzung von Kohle und des starken Wachstums von EmeuerbaTer E:nei.gie (EE) um ca. 11%
gesunken (DE: -13%), stiegen aber 2018 wegen des starken BIP-Wachstums wieder um rd, 2 %.

Die US-£nergiepolitik unter Präsident Trump setzt auf Deregulierung etwa bci den Emissionen
vonKraftwerken,AutosoderderÖl-undGasexploration.AufderEbenederBundestaatenhaben
sich mittlerweile 23 Staaten in der „Klima-Allianz" zusammengef`mden, die an den Zielen des
Pariser Abkotnmem festhalten wouen. Kalifomien und jüngst der Staat New York setzen mit
eigenen gesetzliden Regelungen dagegen. Untemehmen (wie dle AutobaueT) finden sich
häufigcr zwischen den Stühlen und drängen auf bundeseinheidJche Regelungen. Zu
Energiewende und Klimaschutz gibt es einen intensiven Austausch mit Bundesstaaten, Städten
und Untemehmen. (u.a. Energiedialog USA des BMwi mit jäh[lichen Fachkonfereiizen seit 2016.
Global Climate Action Summit 2018). Die „Klimabrücke" ist weiter ein sinnvolles lnstrument.
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Die USA bleiben in der intemationalen Klima- und Energiepolitnc ein schrieriger. aber
unverzidtbarer Partner in intemationaler Pontilc Technoloae, Innovadon und
geseuschaftlichen Ti.ends. Für Fortschritte im intemationalen Klimaschutz ist ein emeuertes
Engagement des weltweit zweitgrößten Emittenten USA als lmpulsgeber zentral.

11.     Handlungsempfehlungen

111.    Im Einzelnen

1.          Öl ud Gas/LNG
Prioritäres Ziel der US-Reg. ist eine Steigening der US-Encrgieproduktion als Eckpfeiler für ein
starkes Wirtschaftswadstum  Seit 2017 sind die USA Nettoexporteu von Erdgas. auch bei ÖI
soll dies bald eiTeicht seim  Die duchschnittliche US-Ölproduktion ist 2018 auf eine Rckordhöhe
von 11 Mio. Fass Ö) pro Tag (mb/d) gestiegen, etwa doppelt so viel vrie Anfang der 2000er. Auch
die Erdgasproduktion erreichte 2018 cinen RekoTd von 83,4 Mrd. Kubikfuß pro Tag Ocf/d). Ein
baldiges Ende des Booins wird nicht erwartet, bis 2020 soU die Produktion weiter `i/achsen,

Die US-ETdgaspreise liegen deuüch unter europäischen uiid asiatischen Preisen. US-
Erdgasexporte betiugen 2018 duchschnitüch 9;9 bcf/d `ind steigen weiter. Neben dem
Pipelineeport nad MEX liegt dies am Ausbau der LNG-Exportinfrastniktur. die sich bis Anfai)g
2020 atff 8£ bcf/d mehT als verdoppeln wird. Die USA werden damit hinte[ AUS und  QAT zum
drittgTÖßten LNG-Exporteu der Welt. Bis Mitte der 2020eT sind weitere TeTminals in den USA in
Planung, die die USA dann z`m größten LNG-Exporteur machen könnteiL

2.           THG-Entwicklung
DieUSA(1S%)sindnachCHN(30%)deTzweitgrößteEmitt€ntvonTreibhaugasen(EU:ca.99/o,
DEU: ca. 2%). Die USA haben zwischen 2005 bis 2018 vor allem dank Umstellung von Kohle aLuf
Gas und EE im Stromsdctor eine Emissionsreduzierungen von etwa 11 % errdcht (Reduktionsziel
von Kopenhagen: -17% bis 2020, nad ÜvP -26-28% bis 2025). Größter US-Emittent ist seit 3
Jahrende]Verkehrssektor,GetriebenvomstarkenWachstumstiegenlaütPrognosen2018
erstmals seit Jahren die Emissionen in aüen Sektoren (Strom, Verkehr, Gebäude. hdustrie)
deutlich (mink Tank Rhodium: + 1,5 bis 2,S%). Es gil]t bislang nu regionale THG-
Ha.ndelssysteme in CA und in 9 Staaten der Ostküste (Regioml Greenhouse Gas lnitiative -
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3.          Stromsektor und Emeuerbare Energie
Widtigster Träger für die US-StTomerzeugung war 2018 Erdgas mit 3 5%, gefolgt von Kohle
(27%), Atoinlmft (19%) und EE: (17%). Wasserkraft ist die bedeutendste EE-Quelle im Strommix
(7%), gefolgt von Wind (6%) und PV (1,6%), Getrieben wird der Zubau vom günstigen KHma.
Förderanreizen des Bundes („taLx creditsl und der Bundesstaaten (ua. „Renewable .Portfolio
Standards") sowie einer gezielten Nachfrage von Ted-Untemehmen wle Microsoft] Goode und
A"zon.

Zw. 2008 ünd 2018 stieg die Erzeugung von Wind]mft von S5 auf 275 Twh oder 6.5% de§
Stroininix OEU: 111 Twh = 20 %), PV-Strom stieg von 2 Twh auf 96 Twh (DEU: 46 Twh = 8,4%).
Der Boom hat 88.000 Jobs in der Wind- und 240.000 in der Solafbranche entstehen la.ssen. Die
ZOO9 eingeführte steuerliche Fördcruiig des Bundes von PV (Absetzbarkeit von 30% der Kosten)
wird ab 2020 bis 2022 auf 10% zurückgeführt. Die steuerliche Förderung für Windkraft u.a. läuft
Ende ZO19 au8, im Kongress wird derzeit tlber eine Verlängerung diskutiert.

Atomkraft ist ein richtiger Ten des Strommix (19%). Die BTande steht vor enormen
Herausforderungen. Der veTaltete Kraftwerkspark fähit VeTluste ein und ist von Stiluegupg
bedroht. Einzehe Bundesstaaten haben Subventionen aufgelegt (NY: „zero carbon credit").
Neubauten sind RegulatoEien zu tcuer. ein End]ager gibt es nicht Üahrzehntealte Debatte um
Yucca Mountain, Nevada). Die hsolvenz des Kraftwerkbauer§ Westinghouse und die E:instcll\ing
der Arbeiten an neuen Druckwasscri.eaktoren OP1000) in South Carolim VC Summer 2 +3) in
2018 verdeuücht den Zu§tand der Branche. Gleichzeitig setzen die USA - aud als Atominacht -
auf die For[entrimung deT Technik. Die Fertigstcllung des einzigen Neubauprojdties Wogtle
3+4, Georaa, AP1000. ebenfalls stark verzögert und deuüch teurer als geplant, Fertigstellung bis
2021 geplant) wii.d vom DOE: mit MilliaTdenkrediten unterstützt. Das DOE förder[ auch neue
Konzepte wie „Small Modular Reactors" (ldeine. in Scrie gefertigte ReaktoTen, zu angeblich
deutlich geringeren Kosten). Der dem Präsidentschaftsanwärter Jo Biden sieht Atomlmft als Teil
seiner faimapoutik, der „Green New Deal' von Ocasio Cortez schließt Atom]mft nicht aus.

4.          Die Energie-und mimapolitik Trumps: Dereguljerung
Die Deregulierung betrifft uLa. die Abschwächung der Begrenzung der C02-Emissionen von
Kraftweiken uiid Effizienzstandards für Autos (CAFE-Standards).

Der Clean Power Plan (CPP) - richtiger Pfe»er der Klimapolitik Obamas - wurde 2015 von der
EPA  erlassen, nachdem ein Vorschlag für ein bundesweites US-Emissioiishandels system 2009 im
Kongress ge§cheitert war. Der CPP sollte cine Reduktion der Kraftwerk§emlssionen um 32% bis
2030gegenüber200SerreicheriDieBundesstaatenwärenzuTHG-Minderungenverpflichtet
gewesen,siehättenaberauchSpielraLimbeideTUmsetzunggehabt(EE-Zubau
Effizienzsteigerung, etc,). Aufgrund von K]agen ist der CPP nie in Krift getreterL Von eing
ersatzlosen Streichung sah die jctzige Administration jedoch ab: Der Supreme Court hatte
bestätigt, dass C02 al§ l,uftsdadstoff im Sinne des Clean Air Act |cndangerment finding-) vom
Staat reguliert werden muss. Die StTombranche wünschte Planungssicherheit für die Nach-
Truinp-Ä[a urid befü"/ortete eine -abgeschwächte - C02-Regulicrung.

Der CPE' wii.d minmehr duch die am zum 19.07.Z019 bekannt gegebene Affordable Clean
Energy Rule" üCI:) ersetzt. ACE verpflichtet die B`mdesstaaten, Pläne zu Regulier`ing der C02-
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Emissionen der ca. 600 bestchender KTaftwericsblödta voTzulegen. Anders als der CPP sind die
Bundesstaaten nidit selbst zur THG-Minderung veTpflichtet, reguliert werden die Emissionen
einzelner KLaftwerke („on-site, heat-ra€e efficiency improvementsT

DieGrenzweftefürdieEnis;ionenvonpKWundleichtenNutzfahrzeugen(CorporateAverage
Fuel Economy = CAFE Standards) sollen ebenfalls zurüd[genommen werden. Ein 2018
veröffentlichter Enturuif sieht ein Einfrieren der Wede tii§ Z026 auf dem Stand von 2020 vor. Die
Administration argumentiert u.a. mit der SicheTheft schwerer Fahrzeuge. Der En"ruri sieht
außerdem eine Beschneidung de§ kalifornischen Sonderrechts vor, eigene Grenzwerte
festzulegen. Verhandhmgen mit CA und 14 anderen Staaten mit denselben Grenzwerten. wurden
eifoLglos abgebrochen; es drohen nun lapge GerichtsveTfahren. Die Automobilindustrie (inkl.
DEU Hersteller) rief in einm Schreiben an Präsident Trump und Governor Newsom Anfang Juni
beide Seiten zu einem Kompromis§ auf; unter andeTem wandte sie sich gegen ein vöniges
Einfrieren der Standards wie von Trump vorgeschlagen.

DerimSomma2017angekündigteAustrittausdemÜbereinkommenvonPariskannfrühestens

EHEn-fi=ffiri-Lffi-ffi
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Z`isgtänformationen:

Energle-,UmweLt-undHimapolitikderUSA

Anspra.che von Prä§ident TTump im Weißen Haus voTn 8.7. - Bewegung  `
unter der oberflache

L 190719 - Sen. GTaham zuin Roosevelt ConseNadon Caucus.ergänzt

1.      Zusammenfassungundwertung
ln ciner Reihe von sichtbaren Veranstaltungen im Welßen Haus (Made in America, Soziäle
Medien) hat Präsident Trump am 08.07. eine umweltpolitische Ansprache gehalten, offiziell
bezeidhnet als .remarks on environmental leadershipa. Der Kem seines Ansatzes ist die
Verbinduqg von staTker Wirtschaft (Erhalt von Arbeitsplätzen), sauberer Umwelt und sozialer
Gerechtigkeit.
Sein Narmtiv unterschcidet faktisch zqtischen den Bereichen E:nergie (Politik dcr
Energiedomimnz). Umwelt („envbonmentq : l.uft, Wasser, Wdd, Lmdschaft) und E!pg das
duch lnnovation der Markt- und Privatwirtschaft (Sonne, Wind, Wa§seT, Kemenergie) enüastet
werden soll. Intemationale Verpflichtungen (Schutz der Souveränität) und kuzffistige
wirtschafdide Kosten Worrai]g für Arbeitspntze) lehnt er ab. Er verwies auf Verbesseruiigcn bei
der Luftreinhaltung, dem Schutz von Seen und Meeren so`rie der Trinkwasserversorgung und

Wählererwait`ingen, Untemehmen, Militär und Positiorierungen von der republikarischen
Seite des Kongresses zunehmend unter Druck geraten, ihre Rhetorik zu mäßigen und sogar
pragmatische Fortschritte insbesondere im Bereich Forschung und lnnovation (Solar- und
Windenerri€)mitmai.ktmschafflichenAnsätzenzuveTfolgenoderzuermöglichen,
insbesondere auf deT Ebene deT Bundesstaaten. Ob und wie sich dies konkret im Wah]kampf
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11.     Handlungsempfehlungen

111.    Im l:inzelnen

1. Klima-Vemnstaltung im Weißen Haus

An der Veranstaltung im Weißen Haus nahmen teil: die KabinettsmitgHeder Mnuchin, Ross,
Perty , B emhardt (Innen/National Parks), Azar (Gesundheit), Chao O/erkehr) sowle der EPA Chef
Wheeler und die Vorsitzende des Rates für Umwe)t (Council of Environmental Quality), Mary
Neumayr. Ebenso die Senatoren Cramer, Daines, Barasso und Congressman Westerman.
In deT (45-minütigen) Ansprache erklärte der Präsident mit Bezug auf den 4. Juli es zu obeTsten
Verpflichtung, Amerikas natürüche „Segnungen" `ind die große S chönheit für viele
GeneTaäonen zu schützerL Er habe seinem Kabinett die Anweisung gegeben, die Umwelt-
Herausforderungen anzugehen und höchste Lebensqualität für die ameTikanische Bevölkerung
zu erreichen. Er betonte die hohe Qualität des Wassers und der Luft und die Säuberung von
verschmutzten Gebieten.

Zu seiner politischen Grundridtupg erklärte er, dass über lange Zeit das Nebeneinander von
staikerWirtschaftundeinemregenmeTtiesektorCemeintistÖl-undGasfö[derung)für
unmögüch erklärt wurde. Die Vorgängerreaening habe cinen „Krieg gegen amerikanische
Energie- ad Kosten von Arbeitsplätzen geführt, Preise seien gestiegen, FörderLing wurde ins
Ausland verlagert.
Als Ergebnis §einer Politik verwies er auf die wachscnde P]oduktion und den E:xport von Gas, das
die enerriebezogencn CCXZ Emissioncn seit 2000 erheblid reduziert habe. Wegen der guten
Bilanz habe er die USA aus dem PariseT Kllmaäbkommen zurückgezogen, das unfair. ineffektiv
ud teuer sei
-            Die £PA habe die Regierung rieder auf ihre „core mission" ausgerichtet
-           Das usMCA enthalte einen neuen standa]d für umweltschutz (Meeresmüll)
•            Mehr als 500000 Hektar an öffendichem Land als „wildemess-ausgeriesen
•           Executive ot.der zu waldmanagement
]n der poüti§chen Argumentation lehnte er den gGreen New Dear ab. die Kosten selen mit
mutmaßlichen 100 Trillionen uiitraBbaLr, er vernichte Millionen von Arbeitsplätzen und sdade
ämeren Schichten und Mindei.heiten.
Seinpolitische§PrograminwerdediefehlgeleitetenRegulierungenderVorgängerregierungen
revidiererL Als große Chance für neue Technologien hob er die Solareneröe hervor |[ am a
believerinsolarenergy"),

2. Reaktionen   .

Fe.dbadi:Bim=den*enSiedami+derAVRückmEkliLngaSBenchtundHandlungsemp|ehlurigzugeben.

Seite 2 von 5



ALriqpht Diplomatis che Korre spondenz
ID:WASH_2019-07-22_65599

Die Rede zog eine kritische Kommentare der Demokraten nach sich, ua des Vorsitzenden des
Energy and Commerce Committee. Rep. Frank Pallone, D -NJ), aber auch eücher Medien und
Umweltvebände. Es wurde auf die negativen Umweltausükungen der Deregulierung und
Kürzung des EPA Haushaltes vei`rie§en. Mehrere Aussagen von Prä§ident Trump wurden als
fälsch dargestellt, Erfolge früherer Rederungen beanspruche er für sich verschiedene
Maßnahmen seien gerichtiich verordnet wurden. nicht das E[gebnis der Rederungspolitik

Die posttive Bilanz des Präsidenten wurde als selektiv kritisieTt. Im Be]eich Zugang zu saul)erem
Trinkwa§ser führten die USA das globale Ranldpg (Zahlen von 2016) aD allerdings zusammen
mit neun weiteren Staaten. Zwar hätten die USA ihre Treibhausgase im Zeitraum von 2000 -
2016 um mehr als sOO Millionen Tonnen und damit in absoluten Zahlen um meh] Toniien als
jedes andere lmd reduziert, die USA seien aber auch der zweitgrößte Emittent. Prozentml
entspräche dies einer Reduktion um ls,7 %, prozentual seien andere Staaten erfolgreider. Das
Pariser Klimaabkommen sehe einen Zielwert von 26% bis 28% vor,

Die Luft in den USA sci heute sauberer als voi 50 Jahren. Dieser Erfolg gehe maßgebm auf den
„Clean Air Act° aus dem /ahre 1963 zurück, Der angekündigte Schutz der Meerc stehe h den
Aunugeön|g:=E#rffin#nei=en#nTe:id=notE-%E:=a¥i=e#eä§s:eordfürveorg:ko:ewGo::-erL
Bei der B eseitigung von Umweltschäden habe die I:PA 2018 tatsächüch mehr als 22 „cleanups"
offiziell fertiggestellt, das Gros der Ari)eit sei jedoch schon vor deT Piäsidentschaft Truinps
erledjgt worden. Auf der Liste der zu reinigenden Standor[e befänden sich außeTdem auch
weiterhin noch mehr als 1100 Namen,

3. Unte[ der ObeTfläde

Bei den Republikanern sammelt sich unte] deT Oberfläche Drudt auf Abgeordnete, Senatoren
und Regierung, auf umweltpolitische Forderungen zu reagleren oder z`imindest Angriffsflächen
zu verringem

Forderungen kommen aus dem Mmtär. Strategische Überlegungen führen zu der
Schlussfolgerung, dass Kliinawandel " Dürre, Hungersnöten. Migrationsbewegungen und damit
substantiellen Bedrohungen ftir die Sicherheit führen können.

Die Wirtschaft sieht Chancen in der faimapolitik öl- und Gasuntemehmen. die einerseits
Reguliening und Nutzung neuer Gebiete fordem. sehen Absatzmöglichkeiten für Gas als
Kohleersatz bei der EneTrieerzeuguns mit posiäven Umwelteffekten. Andere Branchen mit
einem hohen lnnovationsanteil (e-mobility, Digitale Transformation, Wind und Sonnenenergie,
Nuklcarenergie) sehen immer häufiger die untemehmerischen Chancen - nicht umsonst sieht
sich Siemens an der Spitze dieser Bewegung.
Schließlich die Republikanische Par[ei. Die ZeiterL in denen der Klimawandel ds boax" abgetan
`yiirden.sindvorbei.AbgeordneteundSenatorengeTatenunterdenDTuckihrerWähler.Ineiner
Washington Post/ABC Uhfrage gaben 62% der Befragten aiL, sie seien mit der UmweltpoHtik des
Präsidenten nicht zufrieden. Die FI` vom 15,7` zitier[ den einflussreiden konservativen Poüster
Frank Luntz, nachdem S8% der Republikaner unter 40 sich Sorgen um die Klima-Risiken
machen, sehr ähnlich wie bei Wählem allgemein. Fast noch wichtiger: 69% glautien, dass die
ParteiinitihrerUmwdtpolitfl{WähleTabstosse,LuntzsiehtimThemaK]imawandelfürdie
republikanische Partei eine Verwuiidbai.keit, aber gleichzeitig eine Chance.
Inimer mehr Republikaner erkenncn dies. Am 10. Juli 2019 gründeten die RepublikaneT aus Senat
undRepräsentantenhausdenbikameralen„RooseveltConservationCaucus".(Piäsident
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Theodore Roosevelt hat in seiner Amtszeit den US-Forest S ervlce begrtlndet und insgesamt 230
Mio ac[es als öffentliches Land ausgewiesen; 5 NationalpaLrks, 18 nationale Monumente und 150
Nationalparks. 5 i Vogelschutzgebiete, 4 Wildschutzgebiete etc. geschaffen). Auf dieses Hbe
beziehen sid die Republikaner. Dem Caucus gehören ua. Senator Mukowsld (R-Alaska),
Vorsitzende des Ausschusse s für Energie und Bodenschätze an.
Sen. Lindsay Craham (R-SC) forderte bei der Gründung. dass Präsident TTump einräume, dass der
K]imawandel real ist. ("t.m tired of plariTÜ defense on the environment.. So, I would encourage
the President to look at the science, admit that climate changc is real and come up with solutions
that do not destroy the economy like the "Green New Deal-, )

Rep. Upton O`-6th/Mi) sekundier[e „dimate change is realg. Sen. Gardner forderte „Conservation
leadership", Rep, Hurd (R-23/TX ver`ries auf die wadhsende I:E-Gewinnung in Texas, dem
führenden Öl- und Gas-Produzenten („we can do both").  Der Caucus wird unterstützt von der
American Conservation Coalition" üCC), einer von republikanisdhen Millenials h Juni 2017
gegründeten NGO. Im Kongress ent"rickeln auch andere Republikaner Strategien, die sich vom
bGreen New Deal" absetzen sollen, dem Rcgierungshtervention, hohe Au§gaben und fehlende
Wirksamkeit vorgewoTfen wird.  Sen Alexander (R-Tenn.): „New Manhamn Project for Clean
EneTgy". ®Best Energy Storage Tedhnology Act" (überparteilich)Sem Comyn (R-Tex) und Cassidy
(R-La),GesetzzurErforschungvonGaßnutzung.

ObundwiepräsidentTrumpaufdieseE:ntwidklungenreaaerenwird,ble)ttabzuwarten.
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Sen. Lindsey Grahams (R-SC) Eröffnungswoil:e bei der Pressekonfer¢nz
zur Gründung des „Roosevelt Conservation Caucus" am 10. Julf

Zusammenfassung

Sen.  Graham  hob  hervor,  dass  Umweltschutz  nur  gelingen  könne,  wenn  man  gleichzeitig
eine  starke  Wirtschaft  fördere.   Die  konservative  Antwort  auf  den   Klimawandel  sei  eine
Förderung    marktbasier[er    lnnovationen    in    der    Pn-vatwirtschaft.    Die    Vorschläge    der
Demokraten  seien  hingegen  zu  exlrem  und würden  die Wirtschaft  zerstören.,  anstatt  die
Umwelt zu fördern.

Volltext (Transkription) dor E[öffl)ungswode

l'm  Senator Graham from  South  Carolina  and  I.m  here to  announce for my  colleagues the
formation  of a  bicameral  '`Roosevelt  Conservation  Caucus"  named  after Teddy  Roosevelt,
one of the great conservationists of our time, a Republican. We're all proud of him. And what
we want to do is build on what President Trump talked about a couple of days ago.

From   a   Republican   point  of  view,   1   think  we   need  to   showcase  that  we   care  about
conservation, we care about the environment. And we have innovative solutions that are not
topdown regulatory solutions. We believe that you  cannot have a  healthy envjronment and
destroy  the  economy.  And  we  believe  that  our  friends  on  the  other  side  care  about  the
environment,  but they  care  so  much  they're going to  destroy the  economy  in  the  name  of
saving the environment. That is a false choice.

America  is the solution,  not the  problem,  when  ft comes to  carbon emissions,  1  wish  China
and  lndia  were  doing  what we're  doing.  We're  lowering  carbon  emlssions  by  alloring  the
private  sector to  come  up with  technology that the  consumer wants.  And  President Trump
should  proud  of the  fact  that  we  have  clean  air  and  clean  water.  And  we  can  always  do
better. And it is our goal to do better.

Simply'  put,   we   believe   in   innovation   when   it   come§   to   environmental   problems,   not
regulation.  We  believe  you  can  have  a  healthy environment and  still `fly  a  plane  and  eat a
hamburger. That our friends on the other side have presented extreme solutions that will not
help the environment  but destroy the  economy.  And  1'11 just flnish  rith this:  Every American
who  cares  about  the  environment  should  also  care  about  a  stronger  economy,  Without  a
stronger economy]  you donl have the resources to do the thjngs  necessary. And as to the
other parts  of the  world,  we  wish  you  would  follow America.s  lead.  How  do  you  solve the
climate change issue and give China and lndia and other major powers a pass?

So,  rather than  beating up America,  we want to  celebrate what we've  accomplished  as  a
nation,  build on what we accomplished, We're not anywhene near where we need to be,  but
we're actually leading the worid. And the way we're leading the world is relying on the private
sector  in  partnership  rith  the  govemment  to  create  a  healthy  environment  and  strong
economy.  And  speaking  of  a  healthy  environment  and  strong  economy,   1  have  SenatoT
Danes who live§  in one of the most beautfful plaoes in the entire world and  1 will  now tum  it
over to him.



Volltext Onanskrlptlon) der Ant`^iorten im anschlleßenden Q&A

Ffflge..  President  Trump  earlier  thi§  week  came  to  the  Environmental  Youth  Council  ancd
did"  mention  climate  change.  Republicans  are  talking  more  about  dimale  change  and
jnnovation.  l'm  wondering  - sinoe  you  have  the  President's  ear:  Do  you  think that  he  will
eventually raise the issue and how do you want him to do that?

GnaAam.. Well,  1  hope so.  1 can onv speak for myself.  I've travelred all over the \Amrld, looklng
at  this  issue.  When  nine  out  of  ten  scientists  say  that  C02  emissions  are  creating  a
greenhouse gas effect, that the planet is warming up, 1 believe the ten, not the one. l'm not a
scientist - 1  have the grades to pro\/e  it - but  1  have  really taken this  issue to  heart.  And  1
would encourage the President to look long and hand at the science and find the solution.

l'm  tired  of  playing  defense  on  the  environment.  Look  what  you  heand  about  that  you've

probably never heand about.  Look what we'vo actuaw done to set land aside, to rehabimate
natural  parks,  make America  a  better  plaoe for the futune  generations  by thjnking fbrward.
So.  1 would encouraae the President to look at the science. admit that climate chanae is real
and corne uD \^fth solutions that do not destrov the economv like the °Gneen New Deal'.

\^C vriH win the solution debate bLft the onv way you're going to win that debate is to ad"
you got a problem. And this a twoJlold approach here: Let's conserve what we have and let's
talk about climate change,  in my vlew, ftDm an lnnovative,  not regulatory approach, trying to
bring out the best ln the private sector. We really donLt have to ground all the airplanes and
kiw  aM  the  cows  to  have  a  healthy  environment.  Our friends  on  the  other  side  are  more
alamist than they are solution.based. There is not one Republican going to vote for anything
that is corring  out of this qGreen  New Dear  because this is crazy economics. Vve're hoping
we  can  find  solutions  that  some  Democrats  wiu  vote  for.  And  m  you  dont  you've  done
nothing but talk. And the goal of this caucus is not to talk about the environment,  not to talk
about  conservation  but to  actualw  do  something  aboift  ft,  working  with  Democrats  ff they'M
meet us in the mjddle.

Frage.. What do you think about carbon pricing?

Gmlam.. l'd like to know about th® economic impact.  1 thlnk taxing is something that most of
ui are leery about doing because - (Iooking at colleague) 1 tlilnk you said it well.  lf you oanl
mmake your car payment,  you're  probably  more worried about that than  you  are  about the
emissions standards.  So,  I doM know what ripple effect that would have on the eoonomy at
a time ft's huiTmlng. And the one thing 1 have leamed, being with Kerry and Liebenman years
ago,  is that the innovation  coming ftom the private sector is going to do  moJe to  Solve this
problem than any government mandate. And l'm going to focus on that.
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Todesstrafe in dm USA

1.      Zusammenfassung undwertung
Das Justizministerium hat angekündigt, den Vollzug der Todesstrafe auf Bundesebene urieder
aufzunehmen, Attomey General William Barr habe die §taadiche Gefängnisverwaltung hierzu
angewiesen und persönJid über dje Reihenfolge der ersten zu vollstreckenden Urteile befunden.
Die Hinrichtungen der fünf Männer sollen im Dezember 2019 und Januar 2020 vorgenommen
werden, weitere sollen folgen.

Die letzten Hinrichtungen inne[halb der Bundesjustiz wurden 2003 vollstTetkt. Insgesamt sitzen
deizeit 62 Bünde§häftlinge in der Todeszeue. Zahlreiche Nichtregierungsorganisationen, die sich
für die Abschaffung der Todesstrafe einsetzeiL kündigten an. rechdich gegen die gepla.ntcn
Maßnahmen vorgehen zu wollen.

D er Vo[stoß der Trump-Regierung, das seit 16 Jahien bestehende De Facto-MoratoTium zu
beenden,kommtnichtvölligüberraschend,läuftjedocheinemgegensätzlichenTrendaufder
Ebene der Bundessta.aten entgegen. Dieser zeigt einen Rückgang sowohl bei der Zustimmung zu
Todesstrafe als auch bei ihrer Verhängung und Vollstreckung. Bei der Stammwählerschaft der
Republikarischen Partei, auf deren Mobilisierung es 2020 ankommen qrird. dürfte die
Maßnahme dagegen auf große Zustimmung stoßen. Sie erlaubt. sich deuüch vom vermeintlich
aussichtsreichsten demokratisden Gegenkandidateii des Präsidenten für 2020. Toe Biden.
abzugrenzen. der sich erst vor wenigen Tagen gegen die Todesstmfe positionierte. Dass die
innenpolitische Auseinandersetzung gleichzeitig auf ein neues Thema gelenk wird, dürfte -
wenige Tage nach den Anhörungen von Sonderemittler Robert Mueller im Kongress -  ebenfalls
nicht unbeabsichtigt sein.

11.     Handlungsempfehlungen
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111.    Im Einzelnen

Derzeit sitzen in den USA 2.670 Personen in der Todeszelle, die meisten in Kalifornien (733),
Florida (349) und Texas (225). Die weitaus größte Zahl der Todeskandidaben warbet aufgrund
bundcsstaatlicher UTteile auf dje Hinrichtung, Dagegen ist die Zahl der von Bundesgeridten
zuin Tode Verurceilten vergleichsweise gering. Nu 62 Personen, d.h. weniger als 2,5 v.H. der
Gesamtzahl, sitzen wegen Bundesstrafhten (Federal Crimes) in der Tode§zeue. Die ältest€n
UTteile datieren aus 1993, die jüngsten aus 2018. Unter ihnen befinden sich der Boston MaTati`on
Bomber Dzholdiar Tsarnaev (Z015) und der Täte] des Hrchenmassakers von Charleston, South
Carolim, Dylann Roof (2017).

ZuVoust[eckungderStTafeanBundesgefangenenistes].edochseitüber16)ahrenrichtmehr
gekommen. Die letzten Hinrichtungen wurden im Zeitraum 2001 bis 2003 ausgeführt, darunter
die an Timothy Mcveigh, der 1995 bein Bombenanschlag auf ein Bundesgebäude in Oklahoma
City 168 Menschen getötet hatte. Seitdem gab es ein faktisches MOTatorium. Untcr Attomey
General Eric Holder, Justizmirister von PTäsident Obama und crklärter Gegner der Todesstrafe.
wde hieran festgehälten.

Auch laLDdesweit, also in der Summe aller US-Jurisdiktionm, ist in den letzten 20 Jahren ein
Rückzug der Tode§strafe festzustenen. Lag die Anzahl der Hinricht`ingen zurisden 1995 und
2010 stets zwisden 50 und 100 pTo /ahr, ist sie seitdem beständig gefäJlen. ZO18 wai.en es 25. im
laufenden Jahr bi§her 10. Auch verhängt wird die Todesstrafe immer seltener. Wude 1998 noch
295 mal auf die Höchststrafe erkannt, geschah das 2018 nu noch 43 mal. 21 Bundesstaaten
haben die Todesstrafe inzwischen offiziell abgeschafft - sei es duch eine repeal bu deT
gesetzgebenden Kammcm oder abeT duch Urteüe der jeweiLigen Verfassungsgerichte -. zuletzt
im Mai dieses Jahres der Staat New Hampshire. In eihLgen weitez.en Staaten. die noch an ihr
festhalten, ribt es von der Reöerung verkündete MoratorieiL wie bspw, in Kalifornien und
Pennsylvania; in anderen (zJ}. Nevada) wurde übeT ihre Ausetzung respektive Ab§chaff`mg
zuletzt verstärkt debatüerL

Zu dieser Entwicklung haben nad Ansicht von Experten im Wesenüchm zwei Faktoren
beigetragen. Einerseits ist es seit den 2011 eTlassenen EU-Ausfuhi.beschränkungen und der
fehlenden ETlaubnis von Phamauntemehmen.zur Verwendung der Wit.kstoffe für
Hinricht`ingszwecke immer schwieriger geworden, die für das al|gemeh angewandte "Execution
Protocol" erforderlichen Substanzen zu beschaffen. Zugleich macht sich abei auch ein
gesellschaftücher Sinnesu/andel bemeTkbar. Nach einer Studie des Pew Reseaich Center aus dem
letztenJahristdieZustimmuiigzuDTodesstrafebeiweitemnichtmehrsounangefochtenrie
nochinden90erJahren.AufdemHöhepunktderdamalsherrschendenDrogen-und
Bandenkriminalität waren s von 10 Beftagten vom Sinn deT Todesstmfe überzeugt. Heute stehen
sichBefürworterundGegnerineftmdeidstaikgegenüber,wobeiRepublikanersich
er`mrtungsgemäß überwiegend pro, DemokTaten üb erwicgend contra To dcsstrafe äußerteii.

Der Vorstoß der Rerierung Trump solJ das Moratorium nun zumindest auf Bundesebene
beenden. Dabei sollen zwisden dem 09.12.2019 und dem 15.012020 zunächst fünf Männer. drei
davonweiß,einerafroamerikanisdhundeinerindiaiiischerAbstammung,hingerichtetwerden.

Mit diesem Politikwechsel war gei.echnet worden. hat Präsident Trump sich doch seit
JahrzehntenalsBefürworterderTodesstrafezuerkennengegebenundzuBeginndesJahresauch
öffentlich für einen breiteTen Anwendungsbereich Q}spw. im Einsatz gegen Drogendeder zwecks
BekämpfungderOpioid-Krise)ausgesprocherLDerdirekteEffektaufdieHinrichtungsstatistikist
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angesichts deT Zahlenverhältnisse zwar weniger bededend. Der politische Gewinn. der bei der
Mobilisterung der konservativen Stammwählerschaft winkt, düifte ungleich größer sein. Nicht
ohne Bedacht dürften als erste Delinquenten speziell Täter ausgesucht worden sein, die sich bei
ihren Mordtaten an besonders verletzlichen Mitgliedem der Geseüschaft vergangen haben. Nach
der Pressemittei]ung des Justizministerium vom 2 5.07.2019 sollen demnach, von Attomey
General William Ba]r selbst ausgewählt, fünf Männer hingerichtet werden, die Kindei. und ältere
MenschenbeiderTatbegehungbe§ondersgTausammisshanddt,gefoltert.sexuellmissbraucht
und zerstückelt haben. Zum Tefl drastische Dctailschilderungen imchen deutlich, dass es bei der
Verlautbarung nicht nu um die sachliche lnfomation deT Öffentlidkeit geht.

Im O-Ton des Justizministers - der sich bereits in seiner ersten Amtszeit als Attomey General
`mter Ceorge Bush sen. zu Beginn der 90eT Jahre als üt)erzeugter Verfechter der Todcsstrafe
präsentierte  -  klingt es staatstmgender: "Der Kongress hat durch Gesetze, die von Vertretem des
Volks in beiden Häusem angenommen und vom Präsidenten unterzeichnet wurden, die
Todesstrafe ausdrücldich autorisiert (.,.): Das Justizministerium setzt die Her[schaft des Redts
duch. Wu schulden es den Opfern und ihren Familien, die von unseren Geridten
aLisgesprochenen Ur[eile auch zu vollziehen."

Um dies zu emöglicheiL enthält die Anweisung an die staaüche Gefängni§verwaJt`mg auch eine
Änderung des "Federal Execution Protocol". Die bi§her als Standard gelt€nde lnjektion von drei
verschiedenen Substanzen (ein Bübit`irat als NaTkosemittel, gefolgt von einem Muskelrelaxans
sourie dem herzlähmenden Kaliumchlorid|, wird durch die Einzclsubstanz Pentobarbital ersetzt,
das auch in der Veterinämedizin verwendet wird. Es ist leichteT verfügbaLr als die unter EU-
B eschränkupg stehenden Präparate und wird in ähnlicher Form bereits auf Bundesstaatenebene
(Geortia, Missouri. Texas) angewandt.
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